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Abb.1: Übersichtskarte Plangebiet Industriegebiet (Plankarte 1/2)  
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Abb.2: Übersichtskarte Plangebiet Ausgleichsflächen (Plankarte 2/2)  

 

Die genaue Lage der 27 Ausgleichsflächen wird unter dem Kapitel 1.3 mit Flurstücken, Flurnummer 

und Gemarkung angegeben. 

 

Technischer Hinweis: 

Der Bebauungsplan besteht aus zwei Plankarten (Plankarte 1/2 und 2/2) mit eigenständigen textlichen 

Festsetzungen. Die Verfahrensvermerke sind identisch. 
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1 Vorbemerkungen 

1.1  Veranlassung, Planungserfordernis und Planziel 

Das Plangebiet „Langsdorfer Höhe“ wurde schon durch zahlreiche Planungen erfasst und als künfti-

ges Gewerbe- und Industriegebiet für die Kernstadt Lich vorgesehen. Unter anderem sollte auf dieser 

Fläche die Verlagerung der Brauerei Lich und später dann die Ansiedlung eines Logistikbetriebes 

erfolgen. Aus diesem Grund ist dieser Bereich im genehmigten Flächennutzungsplan als gewerbliche 

Baufläche gemäß § 1 Abs. 1 Nr.3 Baunutzungsverordnung ausgewiesen und genehmigt. Auch die 

übergeordnete Planung (Regionalplan Mittelhessen 2010) weist diese Fläche als Vorranggebiet In-

dustrie- und Gewerbeflächen Planung aus. Der Bebauungsplan Nr. 32 wurde mit Beschluss durch die 

Stadtverordnetenversammlung der Stadt Lich am 12.02.2003 gemäß § 2 Abs.1 BauGB zur Aufstel-

lung beschlossen, da u.a. die übergeordneten Planungen diesen Standort vorgegeben haben. 

Zu diesen planerischen Vorgaben gibt es keine Alternativen in der Stadt Lich für großflächige Auswei-

sungen, die geeignet wären, Flächen für eine intensive gewerbliche und industrielle Nutzung aufzu-

nehmen.  

Das Planungserfordernis ergibt sich nun aufgrund einer neuen konkreten Anfrage eines Gewerbe- und 

Industriebetriebes bei der Stadt Lich im Jahre 2018. Die Firma Dietz Logistik 44. Grundbesitz GmbH 

plant die Ansiedlung eines Logistikzentrums auf dieser Fläche im Südosten der Stadt Lich. Nach ent-

sprechenden Abstimmungen zwischen dem Vorhabenträger und der Stadt Lich sowie der Erörterung 

und Vorstellung des Projektes in den politischen Gremien der Stadt Lich, mit einer grundlegenden 

Zustimmung, erfolgte die weitere vertiefende Planung für dieses Projekt in den einzelnen Fachdiszipli-

nen. Das bisherige Bauleitplanverfahren aus dem Jahr 2007 / 2008 wird daher wieder aufgenommen 

und auf das neue Vorhaben ausgerichtet. Auch die bisher im Rahmen der Bauleitplanverfahren erfolg-

ten Untersuchungen (Verkehrsuntersuchung, Lärmschutz) sind ebenfalls auf das neue Vorhaben aus-

gerichtet und grundlegend überarbeitet, ergänzt oder komplett neu erstellt worden. Gegenüber der 

bisherigen Planung wurde die Anbindung der Hungener Straße an die Bundesstraße B 457 durch die 

Planung eines Kreisverkehrsplatzes neu mit aufgenommen, was gegenüber der alten Planung als 

deutliche Verbesserung der Erschließung des Plangebietes zu werten ist. Auch die Thematik des Ar-

tenschutzes ist im damaligen Verfahren nicht behandelt worden, so dass auch hier eine neue arten-

schutzrechtliche Erhebung und Bewertung der Betroffenheit planungsrelevanter Tiergruppen im Ar-

tenschutzrechtlichen Fachbeitrag vorgenommen wurde. 

Das bisher durchgeführte Bauleitplanverfahren Bebauungsplan Nr. 32 „Langsdorfer Höhe“ wurde 

2008 nicht als Satzung beschlossen. Somit hat der Bebauungsplan bisher keine Rechtskraft erlangt. 

Der ursprüngliche Vorhabenträger für das Gebiet hat die Planung dann nicht weiterverfolgt, so dass 

das eigentliche Bauleitplanverfahren seit zehn Jahren ruht. Aufgrund der zahlreichen Novellierungen 

des Baugesetzbuches in den letzten Jahren ist eine nachträgliche Bekanntmachung des Satzungsbe-

schlusses nicht zulässig. V.a. die Anforderungen an die Umweltprüfung und die Anpassung an euro-

päische Rechtsvorgaben (u.a. SUP-Richtlinie, UVPG) durch die Novellierung 2017 (u.a. neue Anfor-

derungen an die Bekanntmachung der umweltrelevanten Stellungnahmen) bedingen nun den Bebau-

ungsplan erneut öffentlich auszulegen. Auch die artenschutzrechtlichen Anforderungen an das Plan-

gebiet sind neu zu untersuchen und die Ergebnisse in den weiteren Planungs- und Abwägungspro-

zess mit einzubringen (unter anderem artenschutzrechtliche Ausgleichsmaßnahmen).  



Stadt Lich, Kernstadt, Bebauungsplan Nr. 32 „Langsdorfer Höhe“ 7 

 

 

 

 

  

Planungsbüro Fischer – 35435 Wettenberg  Satzung 09/2019 

Bei der Umsetzung der bisher festgesetzten 7 externen Ausgleichsflächen sind Konflikte aufgetreten, 

die durch die teilweise Rücknahme von Flächen und die Neuzuordnung von Ökokontomaßnahmen 

bereinigt werden soll. Auch diese Änderungen des Geltungsbereiches erfordern eine erneute Ausle-

gung der Planunterlagen. In diesem Zusammenhang sind auch die textlichen und zeichnerischen 

Festsetzungen des bisherigen Bebauungsplanes an die aktuellen Gesetzesgrundlagen angepasst und 

auf Plausibilität geprüft und teilweise geändert worden. 

 

Das Planziel, Ausweisung eines Industriegebietes gemäß § 9 BauNVO, bleibt weiterhin bestehen. Das 

Maß der baulichen Nutzung wird vom Grundsatz her übernommen, jedoch wird die Höhenfestsetzung 

der bisherigen Planung um rund 20% reduziert. Ergänzt wird das Planziel mit der Verbesserung der 

Anbindung der Kreisstraße 166 bzw. der Hungener Straße an die Bundesstraße B 457 durch die Neu-

aufnahme eines Kreisverkehrsplatzes.  

Die Planung ist weiterhin aus dem wirksamen Flächennutzungsplan der Stadt Lich und aus dem Re-

gionalplan Mittelhessen 2010 entwickelt.  

 

Neben der Schaffung von Bauplanungsrecht für neu zu bebauenden Flächen werden mit der vorlie-

genden Planung auch die bestehenden Bereiche (rechtskräftiger Bebauungsplan) westlich angren-

zend zum Plangebiet an die tatsächliche Umsetzung und örtlichen Gegebenheiten angepasst. Hierzu 

gehört auch die Optimierung der Anbindung des Gebietes an die Bundesstraße, die Planung einer 

Niederschlagsabwasserrinne und die Erfassung der Regenrückhaltebecken und -mulden für das In-

dustriegebiet sowie für die bestehenden und geplanten qualifizierten Straßen. Die im Osten und Nord-

osten befindlichen Gehölzstrukturen sind aus ökologischer und topographischer Sicht sowie aus 

Gründen der Eingriffsminimierung in das Orts- und Landschaftsbild zu erhalten und durch weitere 

Anpflanzungen zu ergänzen. Neben den Bauflächen ist auch die Eingrünung des Plangebietes aus 

Gründen der Eingriffsminimierung der Beeinträchtigung des Landschaftsbildes zwingend erforderlich 

und wird sowohl im Bebauungsplan als auch im weiteren Bauantragsverfahrens umfangreich berück-

sichtigt.  

 

 

1.2  Verfahrensstand und Verfahrensweise 

Das bisherige Verfahren aus dem Jahre 2003-2008 wird wieder aufgenommen, so dass nachfolgend 

die bisher erfolgten Beschlüsse und Bekanntmachungen mit aufgeführt werden.   

 

Das Verfahren wird weiterhin als reguläres Verfahren eines qualifizierten Bebauungsplanes mit Um-

weltprüfung durchgeführt. Aufgrund der planerischen Vorgaben hat sich die Stadt Lich dazu ent-

schlossen, für das geplante Vorhaben den qualifizierten Bebauungsplan fortzuführen. Gemäß § 30 

Abs.1 BauGB muss dieser mindestens Festsetzungen über die Art und das Maß der baulichen Nut-

zung, die überbaubaren Grundstücksflächen und die örtlichen Verkehrsflächen enthalten.  
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Aufstellungsbeschluss gemäß  
§ 2(1) BauGB 

12.02.2003 
Bekanntmachung* 27.03.2003 

Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß  
§ 3(1) BauGB 

07.04.2003 – 16.05.2003 
Bekanntmachung* 27.03.2003 

Frühzeitige Beteiligung der Behörden gemäß  
§ 4(1) BauGB 

Anschreiben 18.03.2003 
Frist 16.05.2003 

Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß 
§ 3 (2) BauGB 

10.12.2007 – 25.01.2008 
Bekanntmachung am 29.11.2007 

Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger 
öffentlicher Belange gemäß  
§ 4(2) BauGB 

Anschreiben 27.11.2007 
Frist 25.01.2008 

Erneute Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß 
§ 4a (3) i.V.m. §3 (2) BauGB (2.Offenlage) 

05.07.2019 – 09.08.20191 
Bekanntmachung am 27.06.2019 

Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger 
öffentlicher Belange gemäß  
§ 4a (3) i.V.m. § 4(2) BauGB (2.Offenlage) 

Anschreiben 03.07.2019 
 

Frist analog der Offenlage 

Satzungsbeschluss gemäß  
§ 10 (1) BauGB 

25.09.2019 

 

* Die Bekanntmachungen erfolgen gemäß der Hauptsatzung der Stadt Lich im Amtsblatt der Stadt 

Lich  
 

Weitere Bestandteile des Verfahrens sind neben den Plankarten 1/2 und 2/2 

- die Begründung 

- der Umweltbericht 

- der Artenschutzrechtliche Fachbeitrag2 

- eine Verkehrsuntersuchung zum Knotenpunkt B457 / K 1663 sowie  

- eine Schalltechnische Untersuchung (Lärm)4. 

 

Die Abgrenzung des Geltungsbereiches ist aus den Übersichtskarten (Seite 2 und 3) ersichtlich. Die 

Darstellung des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes weicht vom Flächennutzungsplan nur im 

Bereich der Straßenverkehrsfläche Kreisverkehrsplatz Bundesstraße sowie der einzelnen Ausgleichs-

                                                 
1 Das Planziel und der Geltungsbereich bleiben bis auf die Anbindung an die Bundesstraße und den Wechsel der 

Ausgleichsflächen im Grundsatz gleich. Sowohl die Öffentlichkeit wie auch die Träger öffentlicher Belange sind 

bereits zweimal an dem Planverfahren beteiligt worden. Aufgrund der Erweiterung des Geltungsbereiches, der 

Überplanung der Ausgleichsflächen und Überarbeitung der Gutachten liegen Gründe vor, die Auslegungsfrist 

gemäß § 3 Abs. 2 BauGB über den rechtlich erforderlichen Auslegungszeitraum (1 Monat) um einige Tage zu 

verlängern. 
2 PlanÖ, Biebertal, Juni 2019 
3 Verkehrsuntersuchung Knotenpunkt B 457 / K 166, R+T Verkehrsplanung GmbH, 11.04.2019 
4 Planungsbüro für Lärmschutz, 48308 Senden, April 2019 
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flächen ab, wobei bei den letztgenannten die Darstellungen Fläche für die Landwirtschaft oder Fläche 

für den Wald im Grundsatz übernommen werden und nur durch die Ausgleichsflächen/-

maßnahmendarstellung überlagert wird (anerkannte Ökokontomaßnahmen).  

  

Gegenüber dem Aufstellungsbeschuss wurde der Geltungsbereich des Bebauungsplanes um den 

Kreisverkehrsplatz an der Bundesstraße und der südlich angrenzenden Regenrückhaltemulde sowie 

den neuen externen Ausgleichsmaßnahmen ergänzt (Beschluss der Stadtverordnetenversammlung 

10.04.2019). 

 

 

1.3  Lage und Größe des Plangebietes 

Lage: Das Plangebiet befindet sich am südöstlichen Rand der Kernstadt Lich.   

Größe: 28,4 ha 

Flurstücke/Flur/Gemarkung: Folgende Flurstücke werden für das Industriegebiet sowie Verkehrsflä-

chen und Regenrückhaltebecken/-mulde ausgewiesen (siehe auch Übersichtskarten auf den Abbil-

dungen 1 und 2): 

 

Plankarte 1: Flurstücke in der Gemarkung Lich, Flur 10, Flurstücke: 41/3 tlw., 188 – 193, 207/2tlw., 

221/2 tlw., 221/5 tlw., 251/2 tlw., 250 tlw., 297/1 tlw., 337 tlw., 345 tlw., 346 – 357, 358/1, 358/2, 359, 

360/1, 360/2, 361, 362/1, 362/2, 363, 364/1, 364/2, 365, 366, 367/1, 367/2, 368/1, 368/2, 369/1, 369/2, 

370, 371/1, 371/2, 372/1 tlw., 372/3 tlw., 373, 374, 375/1, 375/2, 376 – 388. 

Gemarkung Birklar, Flur 5, Flurstücke: 5/7 tlw., 6 tlw., 7 tlw., 8, 9/1, 9/2, 10/3tlw., 10/4, 11, 12, 20 tlw., 

21, 22 tlw.. 

Gemarkung Birklar, Flur 6, Flurstücke: 4/2 tlw.,  

 

Plankarte 2: Folgende Flurstücke werden für Ausgleichs- und Kompensationsmaßnahmen ausgewie-

sen:  

Fläche 1 bis Fläche 3 sind über die oben aufgeführten Flurstücke abgedeckt.  

Fläche 4, Gemarkung Langsdorf, Flur 16, Flurstück 471 tlw. (Waldabteilung 704 A 1) 

Fläche 5, Gemarkung Lich, Flur 21, Flurstück 1 tlw. 

Fläche 6, Gemarkung Lich, Flur 22, Flurstück 1 tlw. 

Fläche 7, Gemarkung Lich, Flur 23, Flurstück 1 tlw. 

Fläche 8, Gemarkung Lich, Flur 26, Flurstück 1 tlw. 

Fläche 9, Gemarkung Lich, Flur 29, Flurstück 1 tlw. 

Fläche 10, Gemarkung Lich, Flur 30, Flurstück 1 tlw. 

Fläche 11, Gemarkung Lich, Flur 31, Flurstück 1 tlw. 

Fläche 12, Gemarkung Lich, Flur 32, Flurstück 1 tlw. 

Fläche 13, Gemarkung Lich, Flur 28, Flurstück 1  

Fläche 14, Gemarkung Nieder-Bessingen, Flur 7, Flurstück 1 tlw. 

Fläche 15, Gemarkung Langsdorf, Flur 16, Flurstück 3/1 tlw. 

Fläche 16, Gemarkung Langsdorf, Flur 21, Flurstück 3 tlw. 

Fläche 17, Gemarkung Lich, Flur 18, Flurstück 110-114 (An der Beuntewiese) 

Fläche 18, Gemarkung Lich, Flur 12, Flurstück 89, 92 (In der Kammer)  
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Fläche 19, Gemarkung Lich, Flur 2, Flurstück 411, 414 tlw. (Kirchberg II) 

Fläche 20, Gemarkung Lich, Flur 2, Flurstück 415, 421/2 (Kirchberg) 

Fläche 21, Gemarkung Lich, Flur 12, Flurstück 58, 59, 60 (An den Steinkauten) 

Fläche 22, Gemarkung Lich, Flur 14, Flurstück 24, 25 tlw. (Schützbankswiesen) 

Fläche 23, Gemarkung Lich, Flur 9, Flurstück 15, 34 tlw. (An der Wetter) 

Fläche 24, Gemarkung Langsdorf, Flur 11, Flurstück 43  

Fläche 25, Gemarkung Langsdorf, Flur 14, Flurstück 2 tlw. 

Fläche 26, Gemarkung Bettenhausen, Flur 2, Flurstück 24  

Fläche 27, Gemarkung Langsdorf, Flur 9, Flurstück 124/1 tlw. 

 

Exposition: Das Gelände weist aufgrund seiner Größe einen Höhenunterschied von rund 8-9 m auf, 
ist aber in der Gesamtsicht als relativ eben zu bezeichnen. Die Flächen im Norden weisen eine Höhe 
von durchschnittlich 172 m über NN aus, während im mittleren Bereich eine Höhe von 180m über NN 
und im Südosten von 181 m über NN erreicht wird. Innerhalb des Plangebietes wird daher ein Mas-
senausgleich durch Abtrag von Bodenmassen im Süden und Auftrag von Bodenmassen im Norden 
vorgenommen. 

 

Nutzung: Landwirtschaftliche Nutzflächen (Acker und Brache), Verkehrsflächen, Gehölzgruppen. 

 

Angrenzende Nutzungen: Gewerbe- und Industriegebiete, Landwirtschaftliche Nutzflächen, Gehölz-
gruppen, Wald, Bundesstraße, Eisenbahnlinie, Kreis- und Gemeindestraßen. 

 

Geplante Ausweisung: Industriegebiet gemäß § 9 BauNVO, Ausgleichsflächen gemäß § 9 Abs.1 
Nr.20 BauGB, Regenrückhaltebecken /-mulde, Erschließungsstraßen bzw. Verkehrsflächen gemäß § 
9 Abs.1 Nr. 11 BauGB 

 

 

1.4  Übergeordnete Planungen  

1.4.1 Regionalplan Mittelhessen 2010 

Der Regionalplan Mittelhessen 2010 stellt das Plangebiet als Vorranggebiet für Gewerbe und Industrie 

(Planung) (5.3-2) dar. Somit ist die vorliegende Bauleitplanung gemäß § 1 Abs.4 BauGB an die Ziele 

der Raumordnung angepasst. 
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Abb. 3: Plangebiet (Lage siehe Pfeil) im Regionalplan Mittelhessen 2010  

 

 

 

 

 

 

 

1.4.2 Flächennutzungsplan 

Der wirksame Flächennutzungsplan der Stadt Lich stellt das Plangebiet als Gewerbeflächen (Bestand) 

gemäß § 1 Abs.1 Nr.3 BauNVO dar. Die gewerblichen Bauflächen des Bebauungsplanes (Industrie-

gebiet) sind somit gemäß § 8 Abs. 2 BauGB aus dem Flächennutzungsplan entwickelt. Gleiches gilt 

für das nördliche Regenrückhaltebecken. Die Darstellung des Geltungsbereiches des Bebauungspla-

nes weicht vom Flächennutzungsplan nur im Bereich der Straßenverkehrsfläche (Kreisverkehrsplatz 

Bundesstraße) geringfügig ab (ca. 500 m²), so dass aufgrund der Darstellungstiefe des Flächennut-

zungsplanes unter der geringfügigen Abweichung von 500 m² auch die Straßenverkehrsfläche als aus 

dem Flächennutzungsplan entwickelt beurteilt werden kann. Die neu in die Planung aufgenommene 

Regenrückhaltemulde im Süden ist bisher als landwirtschaftliche Nutzfläche dargestellt. Auch hier wird 

aufgrund der Darstellungstiefe des Flächennutzungsplanes davon ausgegangen, dass die Regen-

rückhaltemulde aufgrund seiner Größe keine separate eigenständige Flächennutzungsplanänderung 

erfordert. Die Ausgleichsflächen 1-3 innerhalb des Plangebietes (Industriegebiet) erfordern aufgrund 

der Flächengröße ebenfalls keine Darstellung im Flächennutzungsplan. Die Flächen 4-27 auf der 

Plankarte 2/2 sind anerkannte Ökokontomaßnahmen (siehe auch Ausführungen im Umweltbericht), 
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die entweder auf landwirtschaftlichen Nutzflächen oder in Waldbereichen vorgenommen wurden, so 

dass sich im Grundsatz die Darstellung des Flächennutzungsplanes (Flächen für Landwirtschaft/ Flä-

chen für den Wald gemäß § 5 Abs.2 Nr. 9a und b BauGB) durch die Überlagerung von Ausgleichs-

maßnahmen/-flächen nicht grundlegend ändert. Teilweise sind die Flächen und Maßnahmen auch 

sehr kleinflächig und somit in der Darstellungstiefe des Flächennutzungsplanes kaum darzustellen. 

Aufgrund der oben ausgeführten Erläuterungen ist der vorliegende Bebauungsplan gemäß § 8 Abs. 2 

BauGB aus dem Flächennutzungsplan entwickelt. 

 

Abb. 4: Flächennutzungsplan der Stadt Lich 

 

 

 

1.4.3 Rechtskräftige Bebauungspläne 

Für den überwiegenden räumlichen Geltungsbereich liegt noch kein rechtskräftiger Bebauungsplan 

vor. Jedoch greift der Plan in den Randbereichen (im Übergang zu den neuen nördlich und westlich 

angrenzenden Flächen) in rechtskräftige Bebauungspläne ein.   

 

 



Stadt Lich, Kernstadt, Bebauungsplan Nr. 32 „Langsdorfer Höhe“ 13 

 

 

 

 

  

Planungsbüro Fischer – 35435 Wettenberg  Satzung 09/2019 

Nachfolgend wird zunächst der bisherige Entwurf des Bebauungsplanes Nummer 32 aus dem Jahr 

2007 / 2008 aufgezeigt, so dass man im Vergleich mit dem vorliegenden Entwurf 2. Offenlage nach-

vollziehen kann, das die überbaubare Fläche, die Art der baulichen Nutzung (Industriegebiet) sowie 

das Erschließungskonzept (bis auf den Kreisverkehr Bundesstraße) eins zu eins übernommen wurde 

bzw. das Verfahren so fortgesetzt wird. 

 

Abb. 5: Bebauungsplan Nr. 32 „Langsdorfer Höhe“ - Entwurfsexemplar 2007/20085 

 

 

Die nachfolgende Abbildung 6 zeigt den Bebauungsplan Nr.39, in dem der vorliegende Bebauungs-

plan gemäß dem rot markierten Bereich eingreift. Hier erfolgt lediglich die Änderung im Bereich der 

Verlängerung der Gottlieb-Daimler-Straße in Form der Darstellung einer Wendeanlage mit dem nord-

östlich und südwestlich angrenzenden Industriegebieten. Eine weitere Überschneidung ergibt sich im 

Bereich des Kreisverkehrsplatzes (Änderung der Straße übernommen) sowie einer kleinen Graben-

                                                 
5 Das Original ist von der Städtebaulichen Arbeitsgemeinschaft Stadtplaner - Beratende Ingenieure - Bonn  
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parzelle entlang der Kreisstraße Richtung Birklar. Die nachfolgende Abbildung 6 verdeutlicht die 

Überschneidung. 

 

Abb. 6: Bebauungsplan Nr. 39 „Gewerbe- und Industriegebiet Am Bettenhäuser Weg / Im Entenpfuhl“ (03/2000) 

 

Graben und Teil der 
Kreisstraße  
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Der Bebauungsplan Nr.39 befindet sich derzeit in einm Änderungsverfahren, was jedoch keine Aus-

wirkungen auf das vorliegende Bauleitplanverfahren hat.  

 

Im Bereich des Bebauungsplanes Nummer 16 greift der vorliegende Bebauungsplan nur im Bereich 

der östlichen lw. Wegeparzelle ein, siehe Markierung.  

 

Abb. 7: Bebauungsplan Nr. 16 „Egelseeweg und Teufelswiesenweg“, 1. Änderung (03/1992) 

 

 

Der nördlich angrenzende Bebauungsplan Nr.37 Im untersten Roth wird durch die vorliegende Pla-

nung nicht tangiert.  

 

 

1.4.4  Alternativflächen und Mobilisierung bestehender Baulücken 

Gemäß den Vorgaben des § 1a Abs. 2 BauGB ist die Thematik des sparsamen Umgangs mit Grund 

und Boden sowie die Inanspruchnahme landwirtschaftlicher Flächen in der Begründung zu thematisie-

ren. Zunächst kann aufgeführt werden, dass der Regionalplan Mittelhessen 2010 das Plangebiet als 

Vorranggebiet für Gewerbe und Industrie (Planung) (5.3-2) darstellt. Aufgrund der Größe des geplan-

ten Vorhabens (Logistikbetrieb) und der Darstellung des Regionalplanes sind derzeit in der raumord-

nerischen Darstellung keine Alternativen gegeben. Auf Ebene des kommunalen Flächennutzungspla-

nes ist diese Fläche seit vielen Jahren als gewerbliche Baufläche dargestellt, so dass auch diese für 

den Bebauungsplan übergeordnete Flächenausweisung und Darstellung maßgeblich ist. Eine Abwä-

gung der landwirtschaftlichen Belange hat schon auf diesen Planungsebenen stattgefunden. 

Von den das Plangebiet umfassenden rd. 28 ha sind ca. 2,5 ha bereits durch den nordwestlich an-

grenzenden Bebauungsplan als gewerbliche Bauflächen dargestellt und bauplanungsrechtlich ausge-

wiesen. Die verbleibenden rd. 20 ha (GI 1) für die Ausweisung des Industriegebietes, dass durch ei-
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nen Vorhabenträger in Anspruch genommen wird, bestehen weder raumordnerisch Alternativen noch 

kommunale Flächenalternativen im Flächennutzungsplan. Auch die Mobilisierung einer 20 ha großen 

Baulücke (zum Beispiel eine Konversionsfläche) ist in der Stadt Lich nicht gegeben. 

Grundsätzlich würde auch die Möglichkeit bestehen einen kompletten neuen Siedlungsflächenansatz 

planungsrechtlich vorzubereiten, jedoch würde dies aufgrund der oben genannten Vorgaben des Re-

gionalplans und des Flächennutzungsplanes den Anforderungen des § 1a BauGB widersprechen. 

Insofern ist der Standort für das Vorhaben alternativlos. 

 

Mit der Ausweisung des Industriegebietes werden ausschließlich landwirtschaftliche Nutzflächen in 

Anspruch genommen, die der Landwirtschaft unwiederbringlich verloren gehen. Die Flächen sind der-

zeit im Besitz der Stadt und von Privateigentümern. Für das Gebiet wird derzeit ein Umlegungsverfah-

ren durchgeführt und nach Aussage der Stadt wurden seitens der Eigentümer und Pächter keine For-

derungen nach landwirtschaftlichen Ersatzflächen gestellt.   

 

Die Belange der Landwirtschaft sind in der vorliegenden Planung in der Weise berücksichtigt worden, 

dass die bisherigen Ausgleichsflächen des Bebauungsplanes aus dem Jahr 2007 / 2008 komplett 

zurückgenommen werden und durch die Zuordnung von Ökokontomaßnahmen (überwiegend in 

Waldgebieten) ersetzt werden. Insofern können hier die landwirtschaftlichen Belange durch die Rück-

nahme von landwirtschaftlichen Nutzflächen (im Bereich der bisherigen Ausgleichsflächen) berück-

sichtigt werden. 

 

 

 

2 Städtebauliche Aspekte und planerische Gesamtkonzeption  

Die Stadt Lich greift die Planung aus dem Jahr 2007 /2008 wieder auf und hat den bisherigen Pla-

nungsprozess vor allem im Bereich der Anbindung des Gebietes an die überörtlichen Straße B 457 

neu thematisiert. Wie schon im Jahre 2007 / 2008 wird für das Industriegebiet die Planung für ein Lo-

gistikzentrum vorgesehen. Dieses grundlegende planerische Ziel wird beibehalten, jedoch soll die 

Anbindung des Gebietes über die Hungener Straße und die Kreisstraße K 166 an die Bundesstraße B 

457 optimiert werden. In zahlreichen Abstimmungsgesprächen mit Hessen Mobil sowie einer zusätz-

lich durchgeführten Verkehrsuntersuchung zum Knotenpunkt B 457 / K 166 konnte im Ergebnis erzielt 

werden, dass die Anbindung des Industriegebietes über die Neuerrichtung eines Kreisverkehrsplatzes 

deutlich optimiert werden kann. Insofern sollte im Zuge der Planung Bauplanungsrecht für den Bau 

des Kreisverkehrsplatzes über den Bebauungsplan geschaffen werden. Insofern erfolgte eine Erweite-

rung des Geltungsbereiches, um diesen Knotenpunkt mit der primären Darstellung einer Straßenver-

kehrsfläche. Auch die mögliche Innenaufteilung der Straßenverkehrsfläche wurde zur Klarstellung und 

Verdeutlichung in den Bebauungsplan mit aufgenommen, ist aber bei der Aufteilung als unverbindlich 

gekennzeichnet, da im Rahmen der nachfolgenden konkreten Erschließungsplanung die abschließen-

den Elemente und Fahrbahnführungen des Kreisverkehrsplatzes mit Nebenanlagen festgelegt wer-

den. Der benötigte Raum bzw. die Flächen werden aber durch die Darstellung von Straßenverkehrs-

flächen im Bebauungsplan ermöglicht. Die Straßenverkehrsflächen sind überwiegend durch die heuti-

ge Straßenraumparzelle der Bundesstraße abgedeckt und ragen lediglich im Osten auf die Feldweg-
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parzelle 6 bzw. Waldrandparzelle 5/7 in der Gemarkung Birklar rein. Die bisher im Süden des Plange-

bietes vorgesehene Ausgleichsfläche wird durch die vorliegende Planung minimal reduziert. Weitere 

bauliche Maßnahmen können lediglich im Anbindungsbereich Kreisstraße 166 / Hungener Straße 

sowie in der Hungener Straße selbst vorgenommen werden, wobei diese möglichen Eingriffe bereits 

über den vorliegenden Bebauungsplan bzw. über den Bebauungsplan Nr.39 und den dortigen Darstel-

lungen von Verkehrsflächen mit Bauplanungsrecht belegt sind. 

Auf der nachfolgenden unverbindlichen Visualisierung des Konzeptes ist erkennbar, dass der Ge-

bietsanschluss im süd-/südwestlichen Teil des Plangebietes erfolgt und die Straßenzüge nordwestlich 

des geplanten Kreisverkehrs in der Hungener Straße keinen Lkw-Zusatzverkehr zu erwarten haben.  

 

Abb. 8: Visualisierung des Gebäudekomplexes, unverbindlich  

 

(Quelle Dietz AG / tricer management GmbH)  

 

Gegenüber der ursprünglichen Planung mit fünf Gebäudekomplexen und den zwischen den Gebäu-

dekörpern geplanten Erschließungswegen und Parkplatzflächen ist nun die Ausrichtung eines großen 

Gebäudes in Südwest/Nordost-Ausrichtung von aus städtebaulicher Sicht zu planenden Raumkanten 

und möglichen Beeinträchtigungen des Orts- und Landschaftsbildes von Vorteil. Für den Betrachter 

von der Hungener Straße aus wird der Gebäudekomplex somit nur von Südwesten/ Westen aus er-

kennbar sein und die Giebelseite der Gebäudehalle wahrgenommen. 

Durch die Anordnung der Mitarbeiterstellplätze sowie der Lkw-Stellplätze in Verbindung mit dem 

Grünpuffer zwischen diesen Parkplatzbereichen und der Hungener Straße wird der räumliche Ein-

druck des großen Gebäudekomplexes in den Hintergrund gerückt. Städtebauliches Ziel muss es sein, 

den gesamten Gebäudekomplex durch eine entsprechende Baumallee und Eingrünung so zu gestal-
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ten, das parallel zur Wahrnehmung der Fassade, die eine entsprechende farbliche Gliederung zur 

Unterbrechung aufweisen sollte, und der Größe des Gebäudekomplexes eine visuelle Gliederung und 

damit Unterbrechung der Gebäudefront erzielt wird. Auch die entsprechende Gestaltung der Fassade, 

wie in der Visualisierung angedeutet, muss im Rahmen des Bauantrages thematisiert werden, da 

dadurch auch der massive Eindruck einer einheitlichen Fassadegestaltung und der damit verbunde-

nen Wirkung deutlich minimiert werden kann.  

Die geplante Stellung des Gebäudes bewirkt neben der grundlegenden Herstellung eines einheitlichen 

Betriebsniveaus (das Gelände hat insgesamt einen Höhenunterschied von 8-9 m, entsprechende Bo-

denmodellierungen sind daher erforderlich) auch eine Abschirmungswirkung möglicher Lärmgeräu-

sche für die nördlich und nordwestlich angrenzenden Nutzungen (in erster Linie Industrie- und Gewer-

begebiete). Ein Großteil des Betriebsverkehrs wird im Südosten des Gebäudes stattfinden, allerdings 

befinden sich auch im Nordwesten des Gebäudes Anlieferungsrampen und Stellplätze für Lkws, die 

das Gebäude auch umfahren können. Die Ausweisung der Baugrenzen im Bebauungsplan ist fast 

eins zu eins von der bisherigen Entwurfsoffenlage übernommen worden, so dass der geplante Ge-

bäudekörper sowie die entsprechenden Nebenanlagen, LKW- und Pkw-Stellplätze durch das Bau-

fenster erfasst werden. Gegenüber der bisherigen Planung sind aber zum Beispiel im Bereich der 

offenen Niederschlagswasserableitungsrinne die Baugrenzen sowohl nach Südosten als auch nach 

Nordwesten zurückgenommen und somit der Eingriff in Natur und Landschaft um rund 7500 m² redu-

ziert worden. Auch im Bereich entlang der Bundesstraße ist die Baugrenze noch einmal deutlich zu-

rückgenommen worden, da zum einen die Einhaltung der Bauverbotszone zur Bundesstraße in der 

bisherigen Planung nicht vorgesehen war und zum anderen die Eingrünung entlang der Bundesstraße 

um noch einmal 2 m verbreitert wurde, so dass die geplante Nutzung nicht oder nur sehr einge-

schränkt von der Bundesstraße aus wahrnehmbar ist. Gegenüber der bisherigen Planung wurde auch 

jetzt im Norden des Geltungsbereiches zusätzlich eine umfangreiche Eingrünung mit Laubbäumen 

vorgesehen, so dass auch der Eingriff in das Orts- und Landschaftsbild durch die visuelle Unterbre-

chung der Gebäudefassade deutlich minimiert werden kann. Somit beschränkt sich der Eingriff in das 

Orts- und Landschaftsbild für den Betrachter nur von der Hungener Straße und vom nordwestlich an-

grenzenden Industrie- und Gewerbegebiet aus.  

 

Die bisher im Bebauungsplan festgesetzte Grundflächenzahl, die Baumassenzahl und Zahl der Voll-

geschosse wurden in den Bebauungsplan Entwurf 2.Offenlage mit übernommen. Die bisher festge-

setzte Höhenentwicklung (200 m über NN) im Plan 2007 / 2008 bedeutete bei einer Übertragung und 

Modellierung des Geländes eine mögliche Höhenentwicklung der Gebäude von bis zu 25 m. Diese 

Festsetzung wurde in der Form geändert, dass eine maximale Oberkante der Gebäude mit 20 m nicht 

überschritten werden darf (unterer Bezugspunkt OK Erdgeschoss Rohfußboden. Geht man von einer 

künftigen mittleren Geländehöhe von ca. 175,0m üNN aus, wird das Höhenniveau gegenüber der 

bisherigen Planung um über 5 m abgesenkt. Nach aktueller Planung werden die Hallen voraussicht-

lich eine abschließende Höhe von rd. 14,5 m aufweisen, so dass die jetzige Planung gegenüber den 

Planungen 2007/2008 bezüglich der Höhenentwicklung deutlich zurückbleibt.  

 

Neben der Verkehrserschließung, der Nutzungs- und Freiflächenaufteilung und den eingriffsminimie-

renden Maßnahmen zur Minimierung des Eingriffs in das Orts- und Landschaftsbild sind weitere Um-

weltbelange und städtebauliche Aspekte zu beachten. Durch die geplante Art der baulichen Nutzung 
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(Industriegebiet im Sinne des § 9 BauNVO) ist der Immissionsschutz (Lärm) vertiefend zu prüfen, 

inwieweit durch den Betriebsverkehr, den An- und Abfahrten sowie den Tätigkeiten in den Hallen die 

angrenzenden Nutzungen beeinträchtigt werden könnten. Das Gelände weist allerdings schon durch 

die bestehenden angrenzenden Gewerbe- und Industriegebiete sowie durch die Verkehrsachsen der 

Bundesstraße, der Kreisstraße und der innerörtlichen Hungener Straße eine starke Vorbelastung auf. 

Um diesen Belang im Zuge der vorliegenden Bauleitplanung ausreichend beurteilen zu können, wurde 

ein entsprechendes Gutachten in Auftrag gegeben, dessen Ergebnisse im weiteren Abwägungs- und 

Planungsprozess berücksichtigt werden (siehe Kapitel 11). 

Auch der Natur- und Artenschutz musste gegenüber der bisherigen Planung aus dem Jahr 2007/2008 

grundlegend überarbeitet und aktualisiert werden. 2018/2019 wurde daher die Bestandsaufnahme 

aktualisiert. Gleiches gilt für den Artenschutz, der nach bisheriger Recherche der alten Unterlagen 

2007/2008 nicht abschließend behandelt wurde. Das Gelände wurde 2013 erneut aufgenommen, die 

Untersuchungen fortgeschrieben und 2019 durch weitere Aufnahmen konkretisiert. Die Aufnahmen 

werden auch während und nach der Offenlage bis August 2019 fortgeführt6, um u.a. im Falle eines 

frühzeitigen Baubeginns durch eine ökologische Baubegleitung die Vorgaben des § 44 BNatSchG 

berücksichtigen zu können. Hierzu erfolgten bereits erste Abstimmungs- und Informationsgespräche 

mit der Unteren Naturschutzbehörde beim Kreis. Darauf abgestellt werden auch die naturschutzrecht-

lichen und artenschutzrechtlichen Ausgleichs- und Kompensationsmaßnahmen.  

Der Ausgleich wird gegenüber der ursprünglichen Planung komplett geändert, Flächen gestrichen und 

bereits anerkannte Ökokontomaßnahmen neu zugeordnet. Somit kann auch vermieden werden, dass 

neben der Beanspruchung der landwirtschaftlichen Nutzflächen durch das Baugebiet auch noch wei-

tere landwirtschaftliche Nutzflächen für den Ausgleich in Anspruch genommen werden. Ein Großteil 

der Ausgleichsflächen befindet sich in Waldgebieten. Vor dem Ausgleich bzw. der Kompensation gilt 

es allerdings den Eingriff in Natur und Landschaft zu vermeiden und zu minimieren. Letzteres wird 

durch die grundlegende Überarbeitung der bisherigen textlichen Festsetzungen und die weitere Er-

gänzung von landschaftspflegerischen und eingriffsminimierenden Festsetzungen berücksichtigt. Auf-

grund der Nutzungsintensität eines Industriegebietes und den Vorgaben des flächensparsamen Um-

gangs mit Grund und Boden kann der Eingriff nicht vermieden werden, so dass es eines adäquaten 

Ausgleichs bedarf.  

 

Die bisherigen gestalterischen Festsetzungen zu Werbeanlagen werden übernommen und durch die 

Gestaltung der Grundstücksfreiflächen ergänzt. Somit kann eine Mindestbegrünung der Grundstücks-

freiflächen über die gestalterischen Festsetzungen (auch mit den Anpflanzungsfestsetzungen) ge-

währleistet werden, die aufgrund der Größe des Gebietes einen wichtigen Beitrag zum Klima- und 

Bodenschutz darstellen. Trotz des sehr hohen Versiegelungsgrades innerhalb des Plangebietes 

kommt gerade den Anpflanzungsflächen sowie der Gestaltung der Grundstücksfreiflächen eine be-

sondere Bedeutung zu.  

 

 

 

                                                 
6 Aus diesem Grund steht auf dem Titelblatt des AFB vorläufige Fassung Juli 2019 
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3 Erläuterung zu den Planfestsetzungen 

Gemäß § 1 Abs. 5 BauGB sollen Bauleitpläne eine nachhaltige städtebauliche Entwicklung, die die 

sozialen, wirtschaftlichen und umweltschützenden Anforderungen auch in Verantwortung gegenüber 

künftigen Generationen miteinander in Einklang bringt, und eine dem Wohl der Allgemeinheit dienen-

de sozialgerechte Bodennutzung gewährleisten. Sie sollen dazu beitragen, eine menschenwürdige 

Umwelt zu sichern, die natürlichen Lebensgrundlagen zu schützen und zu entwickeln sowie den Kli-

maschutz und die Klimaanpassung, insbesondere auch in der Stadtentwicklung, zu fördern, sowie die 

städtebauliche Gestalt und das Orts- und Landschaftsbild baukulturell zu erhalten und zu entwickeln. 

In Ausführung dieser Grundnormen werden festgesetzt: 

 

 

3.1  Art der baulichen Nutzung   

3.1.1  Industriegebiet  

Ausweisung eines Industriegebietes im Sinne des § 9 BauNVO. Gemäß Abs. 1 dienen Industriegebie-

te ausschließlich der Unterbringung von Gewerbebetrieben, und zwar vorwiegend solche Betriebe, die 

in anderen Baugebieten unzulässig sind.  

Zulässig sind: 

- Gewerbebetriebe aller Art, Lagerhäuser, Lagerplätze und öffentliche Betriebe, 

- Tankstellen * 

Ausnahmsweise können zugelassen werden: 

- Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber und Betriebs-

leiter, die dem Gewerbebetrieb zugeordnet und ihm gegenüber in Grundfläche und Baumasse 

untergeordnet sind* 

- Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke, 

 

*Im Industriegebiet 1 bis 3 wird gemäß § 1 Abs. 5 und 6 Baunutzungsverordnung bestimmt, dass 

Tankstellen, Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber und Be-

triebsleiter nicht zulässig sind (Festsetzung 1.1.2 und 1.1.3). Der Ausschluss dieser Nutzungen erfolgt 

auf Basis der schalltechnischen Untersuchung und der Tatsache, dass im gegenüberliegenden Gebiet 

bereits eine Tankstelle besteht.  

Die Entscheidung über die Gewährung einer Ausnahme der oben genannten Ausnahmen (Anlagen für 
kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke) liegt dabei im Ermessen der 
Baugenehmigungsbehörde. Zum jetzigen Planungszeitpunkt ist jedoch aufgrund der geplanten Nut-
zung durch ein Logistikbetrieb die Unterbringung der ausnahmsweisen zulässigen Nutzungen nicht 
geplant. 
 

Unter Beachtung der Anpassungspflicht gemäß § 1 Abs. 4 BauGB, wonach Bauleitpläne an die Ziele 

der Raumordnung anzupassen sind, wird festgesetzt, das im Industriegebiet Einzelhandelsbetriebe 

sowie Verkaufsstellen von Gewerbebetrieben, die sich ganz oder teilweise an Endverbraucher wen-

den, nicht zugelassen werden. Ausnahmsweise zulässig sind nur solche Einzelhandelsbetriebe, die im 

unmittelbaren räumlichen und betrieblichen Zusammenhang mit produzierenden Gewerbebetrieben 
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stehen und nicht mehr als insgesamt 200 m² Verkaufs- und Ausstellungsfläche haben. Die Einrichtung 

von Einzelhandelsverkaufsflächen ist somit nur für die Selbstvermarktung von produzierenden und 

weiterverarbeitenden Betrieben zulässig ist, wobei die Verkaufsfläche nur einen untergeordneten Teil 

der durch das Betriebsgebäude überbauten Betriebsfläche einnehmen darf (Festsetzung 1.1.4). Durch 

diese bereits im Regionalplan Mittelhessen 2010 formulierte Zielsetzung soll verhindert werden, dass 

bei zunehmendem Flächenanspruch des Groß- und Einzelhandels die noch geeigneten Flächenreser-

ven für die Ansiedlung arbeitsplatzintensiver, produzierender und weiterverarbeitender Betriebe weiter 

abnehmen.  

 

Die Darstellung der Fläche der Art der baulichen Nutzung (hier: Industriegebiet) auf der Plankarte 
erfolgt innerhalb und außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen farbig gemäß Planzeichenver-
ordnung. 
 

 

3.2  Maß der baulichen Nutzung  

Das Maß der baulichen Nutzung wird im vorliegenden Bebauungsplan zunächst durch die Festset-

zung einer Grundflächenzahl (GRZ), einer Baumassenzahl (BMZ) sowie durch die Anzahl der zulässi-

gen Vollgeschosse (Z) bestimmt. Die Grundflächenzahl gibt an, wie viel m² Grundfläche je m² Grund-

stücksfläche zulässig sind (§ 19 Abs.1 BauNVO). Die Baumassenzahl gibt an, wie viel Kubikmeter 

Baumasse je Quadratmeter Grundstücksfläche im Sinne des Paragraphen 19 Abs. 3 BauNVO zuläs-

sig sind (§ 21 Abs.1 BauNVO).  

Die GRZ wird in allen Gebieten mit 0,8 und die BMZ mit 9,0 bzw. 10,0, festgesetzt und stellt somit 

gegenüber der bisherigen Planung in Sachen Bebaubarkeit und Versiegelungsgrad eine vergleichbare 

Größe dar.  

 

Das Plangebiet befindet sich am südöstlichen Ortsrand der Kernstadt Lich zum angrenzenden Au-

ßenbereich. Um eine mit der Umgebung angemessene Höhenentwicklung zu erreichen, wird die Zahl 

der zulässigen Vollgeschosse (Z) mit Z II und III festgesetzt. Die Hessische Bauordnung (HBO) defi-

niert den Vollgeschossbegriff wie folgt:  

 
Geschosse sind oberirdische Geschosse, wenn ihre Deckenoberkanten im Mittel mehr als 1,4 m 

über die Geländeoberfläche hinausragen, sonst sind sie Kellergeschosse. Vollgeschosse sind ober-

irdische Geschosse, die eine Höhe von mind. 2,3 m haben. Ein gegenüber mind. 1 Außenwand des 

Gebäudes zurückgesetztes oberstes Geschoss (Staffelgeschoss) und ein Geschoss mit mind. 1 ge-

neigten Dachfläche ist ein Vollgeschoss, wenn es diese Höhe über mehr als ¾ der Bruttogrundflä-

che des darunter liegenden Geschosses hat. Die Höhe der Geschosse wird von Oberkante Rohfuß-

boden bis Oberkante Rohfußboden der darüber liegenden Decke, bei Geschossen mit Dachflächen 

bis Oberkante Dachhaut gemessen. Untergeordnete Aufbauten über Dach und untergeordnete Un-

terkellerungen zur Unterbringung von maschinentechnischen Anlagen für die Gebäude sind keine 

Vollgeschosse. Dachgeschosse sind Geschosse mit mind. 1 geneigten Dachfläche. 

 

Da die HBO nur eine Mindesthöhe vorgibt, ist das Vollgeschoss „nach oben hin“ theoretisch unbe-

grenzt. Die bisher im Entwurf 2007/2008 festgesetzte Höhenentwicklung (200 m über NN) bedeutete 
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bei einer Übertragung und Modellierung des Geländes eine mögliche Höhenentwicklung der Gebäude 

von bis zu 25 m. Diese Festsetzung wurde in der Form geändert, dass eine maximale Oberkante der 

Gebäude mit 20 m nicht überschritten werden darf (1.2.1). Geht man von einer künftigen mittleren 

Geländehöhe von ca. 175,0m üNN aus, wird das Höhenniveau gegenüber der bisherigen Planung um 

über 5 m abgesenkt. Nach aktueller Planung werden die Hallen voraussichtlich eine abschließende 

Höhe von rd. 14,5 m aufweisen, so dass die jetzige Planung gegenüber den Planungen 2007/2008 

bezüglich der Höhenentwicklung deutlich zurückbleibt.  

Die Zulässigkeit von Gewerbekaminen und über die Oberkante der Gebäude hinausreichender unter-

geordneter technischer Aufbauten zur Unterbringung von maschinentechnischen Anlagen für die Ge-

bäude bleibt von der Höhenbegrenzung unberührt. Gleiches gilt für die Montage von Fotovoltaikanla-

gen auf dem Dach (Festsetzung 1.2.2). 

 

 

3.3  Bauweise und überbaubare Grundstücksfläche 

Durch die Festsetzung von Baugrenzen im Plangebiet werden Baufenster (überbaubare Grundstücks-

fläche) definiert, innerhalb derer die Gebäude errichtet werden müssen. Die Ausweisung des Baufens-

ters erfolgt großflächig, so dass den Bauherrn ein Gestaltungsfreiraum hinsichtlich der Platzierung der 

Gebäude gewährt wird. Zusätzlich wird über die textliche Festsetzung 1.3 bestimmt, das untergeord-

neten Nebenanlagen auch außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig sind. Techni-

sche Versorgungseinrichtungen, Garagen und Stellplätze und Ihre Zufahrten sowie Regenwasserzis-

ternen, durch die das Baugrundstück lediglich unterbaut wird, sind auch auf den nicht überbaubaren 

Grundstücksflächen zulässig. 

Eine Bauweise wird nicht festgelegt. Sie ergibt sich abschließend aus der Abmessung der überbauba-

ren Grundstücksfläche und Abstandsflächen zu den Nachbargrundstücken bzw. gemäß den Vorgaben 

der HBO. 

 

Nachrichtliche Übernahme gemäß § 9 Abs.6 BauGB, Hinweise und Empfehlungen verschiedener Träger 

öffentlicher Belange, die bei nachfolgenden Planungen (Bauantrag, Bauausführung, Erschließungsplanung usw.) 

beachtet werden müssen.  

 

Deutsche Bahn AG 

Überbauung  

Bahngelände darf weder im noch über dem Erdboden überbaut werden. Grenzsteine sind vor Baubeginn zu si-

chern. Sie dürfen nicht überschüttet oder beseitigt werden. Erforderlichenfalls sind sie zu Lasten des Bauherrn 

neu einzumessen und zu setzen. 

Abstandsflächen 

Die Abstandsflächen gemäß LBO sowie sonstige baurechtliche und nachbarrechtliche Bestimmungen sind einzu-

halten. 
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3.4  Landschaftspflegerische und eingriffsminimierende Maßnahmen  

Es wird festgesetzt (1.4), dass Gehwege und Pkw-Stellplätze, Hofflächen und Müllcontainerplätze auf 

den Baugrundstücken in wasserdurchlässiger Weise zu befestigen sind, also z.B. mit Schotterasen, 

Kies, Rasengittersteinen, weitfugigem Pflaster etc. Das auf diesen Flächen anfallende Niederschlags-

wasser ist zu versickern oder den Regenrückhaltebecken/-mulden oder, naturnaher Graben im Süden 

des Plangebietes7) gedrosselt zuzuführen. Hierdurch wird die Beeinträchtigung der Grundwasserneu-

bildungsrate reduziert und es wird der über die Bebauung hinausgehende Grad der Bodenversiege-

lung gering gehalten.  

Aus Gründen der Betriebssicherheit kann bei Betriebs-, Lager- und Hofflächen und in Anlieferungsbe-

reichen auch eine wasserundurchlässige Befestigungsart gewählt werden. Das in diesen Bereichen 

anfallende Niederschlagswasser ist dann dem Schmutzwasserkanal zuzuführen. 

 

Festsetzung zur Mindestbegrünung von PKW Stellplätzen (2.6.3) bzw. der westlichen und östlichen 

Ortsrandeingrünung des Industriegebietes (2.6.1), um den Eingriff in das Orts- und Landschaftsbild 

deutlich zu minimieren. 

 

Im Plangebiet werden Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Bo-

den, Natur und Landschaft gemäß der textlichen Festsetzung 2.5.1-2.5.3 (Plankarte1/2) sowie 1.1.1 

bis 1.1.11 (Plankarte 2/2) festgesetzt. Zum einen sind es Übernahmen aus dem bisherigen Bebau-

ungsplan (Ortsrandeingrünung), zum anderen sind es Neufestsetzungen im Bereich des Grünlandes, 

vorhandener Gehölzstrukturen oder im Wald. 

 

 

3.5  Ausgleichs-und Ersatzmaßnahmen (Kompensation) 

Angrenzend zum Plangebiet bzw. abgrenzend zu den nordwestlich angrenzenden Gewerbe- und In-

dustriegebieten werden Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von 

Boden, Natur und Landschaft gemäß § 9 Abs. 1 Nummer 20 BauGB im Bebauungsplan festgesetzt. 

Diese Maßnahmen werden unmittelbar am Industriegebiet festgesetzt und führen zu einer optimalen 

Eingrünung der künftigen Gebäude. Aber auch externe Ausgleichsmaßnahmen auf überwiegend als 

Wald genutzten Flächen werden in die Plankarte 2/2 mit aufgenommen und kompensieren den durch 

den Bebauungsplan vorbereiteten Eingriff in Natur und Landschaft. Da es sich überwiegend um aner-

kannte Ökokontomaßnahmen handelt, werden für die Ausgleichsmaßnahmen keine neuen landwirt-

schaftlichen Nutzflächen in Anspruch genommen.  

 

Fläche 1 im Osten der Plankarte 1/2 - Entwicklungsziel: Ortsrandeingrünung (textliche Festsetzung 

1.5.1). Auf der gesamten Breite der Pflanzfläche ist ein Pflanzstreifen anzulegen und unter Berück-

sichtigung des Bestandes mit Gehölzen zu bepflanzen. Er ist entsprechend des natürlichen Aufbaus 

stufig zu gestalten - mit kleineren Gehölzen (Kleinsträucher wie Hartriegel und Heckenkirschen) zum 

Rand und größeren Gehölzen (Sträucher und Bäume) zu Mitte hin. Pflanzflächen der Laubbäume 2. 

                                                 
7 Eine Einleitererlaubnis ist erforderlich 
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Ordnung 150 m², Pflanzfläche für Sträucher 5 m². Pflanzqualität der Sträucher 2 x v. 60/100, der 

Laubbäume H st. 3 x v. 12-14. 

Als Saum ist zu beiden Seiten der Gehölzstreifen eine mindestens 2 m breite Staudenflur zu entwi-

ckeln und zu pflegen. Das Mahdgut ist abzutransportieren.  

Mit dieser Festsetzung können die vorhandenen bestehenden Gehölze und Bäume festgesetzt wer-

den (Erhalt) und dienen somit der natürlichen Eingrünung des Plangebietes, die bei Abgang von Ge-

hölzen und Bäumen bzw. durch die Neuanpflanzungen in den derzeitigen Gehölzstrukturen zu einer 

geschlossenen Eingrünung des Gebietes führen.  

 

Fläche 2 im Süden der Plankarte 1/2 - Entwicklungsziel: Gehölzstrukturen und Extensivgrünland (text-

liche Festsetzung 1.5.2). Auf der gesamten Breite der Pflanzfläche ist ein Pflanzstreifen anzulegen 

und mit Gehölzen zu bepflanzen. Er ist entsprechend des natürlichen Aufbaus stufig zu gestalten-mit 

kleineren Gehölzen (Kleinsträucher wie Hartriegel und Heckenkirschen) zum Rand und größeren Ge-

hölzen (Sträucher und Bäume) zu Mitte hin. Pflanzflächen der Laubbäume 2. Ordnung 150 m², Pflanz-

fläche für Sträucher 5 m². Pflanzqualität der Sträucher 2 x v. 60/100, der Laubbäume H st. 3 x v. 12-

14.   

Das Grünland ist extensiv zu pflegen, zweimal im Jahr Mahd, das Mahdgut ist abzutransportieren, 

Düngung ist unzulässig. Mit dieser Festsetzung soll der Übergangsbereich zwischen dem Anbin-

dungsknotenpunkt und dem Industriegebiet landschaftsgerecht gestaltet und der Blick auf das südli-

che Industriegebiet verhindert werden.  

 

Fläche 3 im Norden/Nordwesten der Plankarte 1/2 - Entwicklungsziel: Naturnahe Niederschlagswas-

serableitungsrinne (textliche Festsetzung. 1.5.3). Die offene Niederschlagswasserableitungsrinne ist 

naturnah zu gestalten und zu pflegen. Über diese Maßnahme kann anfallendes unverschmutztes Nie-

derschlagswasser dem nördlich ausgewiesen Regenrückhaltebecken natürlich zugeführt werden.  

 

Fläche 4 (Plankarte 2/2), Gemarkung Langsdorf, Flur 16, Flurstück 4/1 tlw. (Abteilung 704 A 1) – Ent-

wicklungsziel: Waldstillegung (textliche Festsetzung 1.1.1). Im festgesetzten Bereich ist die vollständi-

ge und dauerhafte Einstellung der forstlichen Nutzung durchzuführen. Anfallendes Totholz ist auf der 

Fläche zu belassen. Die nördlich angrenzenden Waldwege sind stillzulegen und mit Baumstämmen zu 

verschließen. Ausgenommen hiervon ist die Nutzung als Rückegasse. Zur Weiterentwicklung in Rich-

tung eines hervorragenden Zustandes sind vorhandene Nadelbäume auf der gesamten Maßnahmen-

fläche zu fällen oder zu ringeln und als Totholz auf der Fläche zu belassen. Die dauerhafte Sicherung 

der Maßnahmen ist über eine entsprechende Änderung des Forsteinrichtungswerkes zu gewährleis-

ten. Die Abgrenzung der Fläche ist im Gelände kenntlich zu machen. 

 

Fläche 5 (Plankarte 2/2), Gemarkung Lich, Flur 21, Flurstück 1 tlw. 

Fläche 6 (Plankarte 2/2), Gemarkung Lich, Flur 22, Flurstück 1 tlw. 

Fläche 7 (Plankarte 2/2), Gemarkung Lich, Flur 23, Flurstück 1 tlw. 

Fläche 8 (Plankarte 2/2), Gemarkung Lich, Flur 26, Flurstück 1 tlw. 

Fläche 9 (Plankarte 2/2), Gemarkung Lich, Flur 29, Flurstück 1 tlw. 
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Fläche 10 (Plankarte 2/2), Gemarkung Lich, Flur 30, Flurstück 1 tlw. 

Fläche 11 (Plankarte 2/2), Gemarkung Lich, Flur 31, Flurstück 1/1 tlw. 

Fläche 12 (Plankarte 2/2), Gemarkung Lich, Flur 32, Flurstück 1 tlw. 

Fläche 13 (Plankarte 2/2), Gemarkung Lich, Flur 28, Flurstück 1 tlw. 

Fläche 14 (Plankarte 2/2), Gemarkung Nieder-Bessingen, Flur 7, Flurstück 1 tlw. 

Fläche 15 (Plankarte 2/2), Gemarkung Langsdorf, Flur 16, Flurstück 3/1 tlw. 

Fläche 16 (Plankarte 2/2), Gemarkung Langsdorf, Flur 21, Flurstück 3 tlw. 

Alles Waldflächen – Entwicklungsziel: Einbringung seltener Baumarten (textliche Festsetzung 1.1.2). 

In den festgesetzten Bereichen ist eine Aufforstung mit seltenen oder gefährdeten standorttypischen 

Baumarten aus der nachfolgenden Liste durchzuführen und dauerhaft zu pflegen. Ausfälle sind durch 

Ersatzpflanzungen zu ersetzen. Seltene oder gefährdete standorttypische Baumarten sind: Eibe (Ta-

xus baccata), Elsbeere (Sorbus torminalis), Speierling (Sorbus domestica), Wildapfel (Malus sylvest-

ris), Wildbirne (Pyrus pyraster). 

 

Fläche 17 (Plankarte 2/2), Gemarkung Lich, Flur 18, Flurstücke 110, 111, 112, 113, 114 (An der Beun-

tewiese) Entwicklungsziel: Artenreiches Grünland, magere Flachlandmähwiesen, Pfeifengraswiesen, 

Verbesserung des Lebenraums der Avifauna (textliche Festsetzung 1.1.3). Das Grünland ist extensiv 

durch eine zweischürige Mahd zu entwickeln und zu pflegen. Pflegehinweise8 (keine Festsetzung): 

Der 1. Schnitt erfolgt kurzfristig nach dem 15.06. eines jeden Jahres. Ein 2. Schnitt ist zwingend erfor-

derlich und wird frühestens 8 Wochen später, dann jedoch zeitnah, vorgenommen. Das Schnittgut ist 

spätestens nach 14 Tagen von der Fläche zu räumen. Ein Abschleppen der Fläche, die Anwendung 

von Dünge- und Pflanzenschutzmitteln, sowie die Veränderung der Bodenverhältnisse sind untersagt. 

 

Fläche 18 (Plankarte 2/2), Gemarkung Lich, Flur 12, Flurstücke 89 und 92 (In der Kammer) - Entwick-

lungsziel: Extensivgrünland und Magerrasen (textliche Festsetzung 1.1.4). Die vorhandenen Obst-

bäume sind freizustellen und, falls nötig, durch Erhaltungsschnitte zu pflegen. Gehölze in entwick-

lungsfähigen Bereichen sind, mit Ausnahme markanter Solitärgehölze, zu entfernen. Das Grünland ist 

extensiv zu beweiden. 

Pflegehinweise (keine Festsetzung): 

Das Grünland ist extensiv durch Schafe optimalerweise in ziehender Beweidungsform, ansonsten in 

Knotengitter bzw. durch Rinder zu beweiden. Aufkommende Gehölzaustriebe, Weidereste und Ru-

deralflur sind einmal jährlich zum Ende der Weidesaison zu entfernen. Aufkommende Brennnesseln 

sind zweimal jährlich während der Beweidung zu mähen. 

 

Fläche 19 (Plankarte 2/2), Gemarkung Lich, Flur 2, Flurstücke 411 und 414 tlw. (Kirchberg II) – Ent-

wicklungsziel: Entwicklung von magerem, artenreichem Grünland mit Übergängen zu Mager- und 

                                                 
8 die Hinweise auf eine bestimmte Pflege der Flächen sind erforderlich, um die geplanten Entwicklungsziele zu 

erreichen. Die Pflegehinweise sind allerdings sehr fachspezifisch und nicht unbedingt mit einem städtebaulichen 

Bodenbezug ausgelegt, so dass diese Pflegemaßnahmen lediglich als Hinweise mit in die Festsetzungen aufge-

nommen werden. 
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Halbtrockenrasen (textliche Festsetzung 1.1.5). Das Grünland ist extensiv durch eine zweischürige 

Mahd zu entwickeln und zu pflegen. 

Pflegehinweise (keine Festsetzung) 

Ein Schleifen, Eggen und Walzen auf der Fläche und die Anwendung von Dünger oder Pflanzen-

schutzmittel sowie von Nachbereitern während der Mahd ist untersagt. Ein Grünlandumbruch mit 

Nach- und Neusaat ist unzulässig. 

 

Fläche 20 (Plankarte 2/2), Gemarkung Lich, Flur 2, Flurstücke 415 und 421/2 (Kirchberg) – Entwick-

lungsziel: Wiederherstellung von Magerrasen (textliche Festsetzung 1.1.6). 

Auf der Maßnahmenfläche sind entwicklungsfähige, verbuschte Bereiche von Gehölzen freizustellen. 

Dabei sind markante Solitärgehölze zu belassen. Das Grünland ist extensiv durch eine angepasste, 

mehrmalige Beweidung, vorrangig mit Schafen oder Ziegen, in ziehender Form oder gekoppelt zu 

pflegen. 

Pflegehinweise (keine Festsetzung): 

Der Nachtpferch hat sich außerhalb des Gebietes zu befinden. Brennnesseln werden während der 

Beweidung gemäht, damit diese im angewelkten Zustand von den Tieren gefressen werden und nicht 

entsorgt werden müssen. Die Handmahd des Reitgrases erfolgt vor der Samenreife. Anfangs ist hier 

zweimalige Handmahd während der Beweidungssaison, später nur noch einmalige Handmahd erfor-

derlich. Das Schnittgut wird von der Fläche geräumt und verbrannt. Aufkommende Gehölzaustriebe, 

Weidereste und Ruderalfluren werden einmal jährlich zum Ende der Weidesaison entfernt. 

Fläche 21 (Plankarte 2/2), Gemarkung Lich, Flur 12, Flurstücke 58, 59 und 60 (An den Steinkauten) – 

Entwicklungsziel: Wiederherstellung von Magerrasen und artenreichem Grünland (textliche Festset-

zung 1.1.7) 

Auf der Maßnahmenfläche sind entwicklungsfähige, verbuschte Bereiche von Gehölzen freizustellen. 

Dabei sind markante Solitärgehölze zu belassen. Das Grünland ist extensiv mit Schafen oder Rindern 

zu beweiden. Mahdfähige Grünlandflächen sind durch eine mindestens 2-schürige Mahdnutzung zu 

pflegen und zu entwickeln. 

Pflegehinweise (keine Festsetzung): 

Aufkommende Gehölzaustriebe, Weidereste und Ruderalfluren sind einmal jährlich zum Ende der 

Weidesaison zu entfernen. Ein jährliches Stechen der Herbstzeitlosen von Hand erfolgt vor der ersten 

Nutzung. 

 

Fläche 22 (Plankarte 2/2), Gemarkung Lich, Flur 14, Flurstücke 24 und 25 tlw. (Schützbankswiesen) – 

Entwicklungsziel: Entwicklung und Verbesserung des Lebensraumes für Wiesenbrüter und besonde-

rer Berücksichtigung des Kiebitz (Vanellus vanellus) (textliche Festsetzung 1.1.8). 

Das Grünland ist extensiv durch eine zweischürige Mahd zu entwickeln und zu pflegen. 

Pflegehinweise (keine Festsetzung): 

Der 1. Schnitt hat kurzfristig nach dem 01. Juni eines jeden Jahres in Streifenform in einer Breite von 

18 m zu erfolgen. Dabei wird der erste Streifen nach dem 01. Juni, der zweite Streifen nach dem 01. 

Juli eines jeden Jahres gemäht. Ein 2. Schnitt ist zwingend erforderlich und wird frühestens 8 Wochen 



Stadt Lich, Kernstadt, Bebauungsplan Nr. 32 „Langsdorfer Höhe“ 27 

 

 

 

 

  

Planungsbüro Fischer – 35435 Wettenberg  Satzung 09/2019 

später vorgenommen. Das Schnittgut ist spätestens nach 14 Tagen von der Fläche zu räumen. Ein 

Abschleppen der Fläche, die Anwendung von Dünge- und Pflanzenschutzmitteln sowie die Verände-

rung der Bodenverhältnisse sind unzulässig. Eine Anwendung von Aufbereitern während der Mahd ist 

zum Schutz von Insekten untersagt. 

 

Fläche 23 (Plankarte 2/2), Gemarkung Lich, Flur 15, Flurstücke 24 tlw. und 34 tlw. (An der Wetter) – 

Entwicklungsziel: Verbesserung der Glatthaferwiesen und Pfeifengraswiesen im Sinne der FFH-

Gebietsentwicklung zu Lebensräumen in der Ausprägung > B unter Berücksichtigung ornithologischer 

Artenschutzmaßnahmen. (Textliche Festsetzung 1.1.9). 

Das Grünland ist extensiv durch eine zweischürige Mahd zu pflegen. 

Pflegehinweise (keine Festsetzung): 

Der 1. Schnitt erfolgt kurzfristig nach dem 01. Juni eines jeden Jahres, der 2. Schnitt erfolgt 8 Wochen 

später. Bei Nachweis von Bekassine und/oder Wachtelkönig entfällt die erste Nutzung der Fläche und 

es erfolgt in diesen Jahren lediglich ein Schnitt nach dem 01. September. Das Schnittgut ist spätes-

tens nach 14 Tagen von der Fläche zu räumen. Eine Beweidung der Flächen ist nur als dritte Nutzung 

zulässig. Ein Abschleppen der Fläche, die Anwendung von Dünge- und Pflanzenschutzmitteln sowie 

die Veränderung der Bodenverhältnisse sind unzulässig. Eine Anwendung von Nachbereitern wäh-

rend der Mahd ist untersagt. 

 

Fläche 24 (Plankarte 2/2), Gemarkung Langsdorf, Flur 11, Flurstück 43 

Fläche 25 (Plankarte 2/2), Gemarkung Langsdorf, Flur 14, Flurstück 2 tlw. 

Fläche 26 (Plankarte 2/2), Gemarkung Bettenhausen Flur 2, Flurstück 24 

Entwicklungsziel: Ersatzhabitat für Offenlandbrüter (textliche Festsetzung 1.1.10) 

Innerhalb der Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur 

und Landschaft mit dem Entwicklungsziel „Ersatzhabitat für Offenlandbrüter“ ist ein dreiteiliger Blüh-

streifen-Komplex anzulegen. Hierzu ist die Gesamtfläche in zwei Teilflächen aufzuteilen (Teilfläche 

Rebhuhn: R1 und R2, Teilfläche Feldlerche: FL). 

Teilfläche Rebhuhn: Auf dieser Fläche ist eine Kombination aus einem einjährigen und einem zweijäh-

rigen Blühstreifen mit jährlich rotierender Nutzung anzulegen. 

Pflegehinweise (keine Festsetzung): 

Im ersten Jahr wird im Frühjahr (s.u.) eine Hälfte der Fläche durch die Aussaat einer geeigneten 

Blühmischung (Göttinger Mischung) mit einer Aussaatstärke von 0,7 bis 1 g/m² als Blühstreifen ange-

legt, die andere Hälfte verbleibt unbehandelt als Brachstreifen. Im zweiten Jahr erfolgt auf der Fläche 

des dann zweijährigen Brachstreifens die Anlage eines neuen Blühstreifens, der im Vorjahr auf der 

anderen Hälfte angelegte Blühstreifen verbleibt unbehandelt als dann zweijähriger Blühstreifen. Die 

Nutzung beider Hälften wechselt jährlich, sodass dauerhaft eine Kombination aus einem einjährigem 

und einem zweijährigem Blühstreifen vorhanden ist. 

 

Teilfläche Feldlerche: Auf dieser Fläche erfolgt im Frühjahr (s.u.) die Anlage eines einjährigen Blüh-

streifens durch die Aussaat einer geeigneten Blühmischung (Göttinger Mischung) in dünner Aussaat-
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stärke (0,5 g/m²) oder alternativ mit doppeltem Reihenabstand (ca. 20 cm). Jährlich ist eine Neuein-

saat vorzunehmen. 

Pflegehinweise (keine Festsetzung): 

Die Vegetation auf allen Flächen bleibt den Winter überstehen. Die Aussaat erfolgt (nach oberflächli-

cher Bodenbearbeitung) im Frühjahr vor Beginn der Brutperiode bis 31. März, je nach Witterung je-

doch bis spätestens Mitte April. Düngung und der Einsatz von Herbiziden, Insektiziden und Fungiziden 

sind auf der gesamten Fläche unzulässig. 

 

Fläche 27 (Plankarte 2/2), Gemarkung Langsdorf, Flur 9, Flurstück 124/1 tlw. – Entwicklungsziel: Er-

satzhabitat für Offenlandbrüter (textliche Festsetzung 1.1.11) 

Maßnahmen: Innerhalb der Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von 

Boden, Natur und Landschaft mit dem Entwicklungsziel „Ersatzhabitat für Offenlandbrüter“ ist ein ein-

jähriger Blühstreifen anzulegen. Die Anlage des Blühstreifens erfolgt im Frühjahr (s.u.) durch die Aus-

saat einer geeigneten Blühmischung (Göttinger Mischung) in dünner Aussaatstärke (0,5 g/m²) oder 

alternativ mit doppeltem Reihenabstand (ca. 20 cm). Jährlich ist eine Neueinsaat vorzunehmen. 

Pflegehinweise (keine Festsetzung): 

Die Vegetation auf der Fläche bleibt den Winter überstehen. Die Aussaat erfolgt (nach oberflächlicher 

Bodenbearbeitung) im Frühjahr vor Beginn der Brutperiode bis 31. März, je nach Witterung jedoch bis 

spätestens Mitte April. Düngung und der Einsatz von Herbiziden, Insektiziden und Fungiziden sind auf 

der gesamten Fläche unzulässig. 

 

 

Nachrichtliche Übernahme (gemäß § 9 Abs. 6 BauGB), Hinweise und Empfehlungen verschiedener Träger 

öffentlicher Belange, die bei nachfolgenden Planungen (Bauantrag, Bauausführung, Erschließungsplanung usw.) 

beachtet werden müssen. 

 

Hessen Forst, Forstamt Wettenberg  

Die Nutzungsaufgabe im Stadtwald bedarf keiner forstrechtlichen Genehmigung. Ich weise jedoch darauf hin, 

dass die o.g. Waldflächen weiterhin den Bestimmungen des HWaldG unterliegen. Dies betrifft insbesondere die 

Bestimmung zu § 7 (Wiederbewaldung, Erhaltung der Waldbestände) und § 8 (Waldschutz). 

Auch besteht weiterhin das Waldbetretungsrecht nach § 15 HWaldG. 

Sofern nicht öffentliche Straßen, Waldwege und Grundstücke vom Waldbesitzer nach Maßgabe des § 16, Absatz 

2 gesperrt werden sollen (z.B. aus Gründen des Naturschutzes nach § 16, Absatz 2 Nr. 6) ist dies der unteren 

Forstbehörde (Forstamt Wettenberg) in der Regel drei Tage vor Beginn anzuzeigen. Die untere Forstbehörde 

kann die Sperrung untersagen, wenn sie im Hinblick auf die örtlichen Verhältnisse das Betretungsrecht unverhält-

nismäßig einschränken würde. 

 

Regierungspräsidium Gießen – Obere Forstbehörde 

Forstliche Belange werden weiterhin bei den Festsetzungen zu naturschutzrechtlichen Ausgleichsmaßnahmen 

berührt. Es handelt sich zum einen um die Nutzungsaufgabe einer Teilfläche der Stadtwaldabteilung 704 in der 

Gemarkung Langsdorf und um die Pflanzungen von seltenen Baumarten auf verschiedenen Flurstücken in den 

Gemarkungen Lich, Nieder-Bessingen und Langsdorf. Gegen die geplanten Maßnahmen bestehen aus forstlicher 
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Sicht keine Bedenken. Bei den geplanten Baumbepflanzungen handelt es sich um bereits genehmigte Ökokon-

tomaßnahmen. Die Nutzungsaufgabe im Stadtwald bedarf keiner forstrechtlichen Genehmigung. Ich weise jedoch 

darauf hin, dass die o. g. Waldflächen weiterhin den Bestimmungen des HWaldG unterliegen. Dies betrifft insbe-

sondere die Bestimmungen zu §7 (Wiederbewaldung, Erhaltung der Waldbestände) und §8 (Waldschutz). Auch 

besteht weiterhin das Waldbetretungsrecht nach §15 HWaldG. Sofern nicht öffentliche Straßen, Waldwege und 

Grundstücke vom Waldbesitzer nach Maßgabe des §16 Absatz 2 gesperrt werden soll (z.B. aus Gründen des 

Naturschutzes nach §16, Absatz 2 Nr. 6) ist dies der unteren Forstbehörde (Forstamt Wettenberg) in der Regel 

drei Tage vor Beginn anzuzeigen. Die untere Forstbehörde kann die Sperrung untersagen, wenn sie im Hinblick 

auf die örtlichen Verhältnisse das Betretungsrecht unverhältnismäßig einschränken würde. Für den Waldbesitzer 

bleibt außerdem weiterhin die Verkehrssicherungspflicht bestehen. 

Für den Waldbesitzer bleibt außerdem weiterhin die Verkehrssicherungspflicht bestehen. 

 

 

3.5  Wasserrechtliche Empfehlungen (keine Festsetzung) 

Festsetzung zur Verwertung von Niederschlagswasser nicht begrünter Dachflächen werden im Be-

bauungsplan aufgrund der geplanten Nutzung als Industriegebiet nicht explizit festgesetzt. Städtebau-

liches Ziel muss es jedoch sein, den Eingriff in den Boden- und Wasserhaushalt soweit wie möglich zu 

minimieren. Ziel soll es auch sein, das überschüssige Niederschlagswasser in Zisternen zu sammeln 

und zu verwerten (Brauchwassernutzung) oder dem Regenrückhaltebecken /-mulde zuzuführen, wenn 

wasserwirtschaftliche und gesundheitliche Belange dem nicht entgegenstehen. Bzgl. der Verwertung 

von Niederschlagswasser wird darüber hinaus auf die einschlägigen Vorgaben des Hessischen Was-

sergesetzes (§ 37 Abs. 4 HWG) verwiesen. Niederschlagswasser soll zudem ortsnah versickern, ver-

rieseln oder direkt über eine Kanalisation ohne Vermischung mit Schmutzwasser in ein Gewässer 

eingeleitet werden, soweit dem weder wasserrechtliche noch sonstige öffentlich-rechtliche Vorschrif-

ten oder wasserwirtschaftliche Belange entgegenstehen (§ 55 Abs. 2 Satz 1 WHG).  

 

 

3.6  Gestalterische Vorgaben – Integrierte Orts- und Gestaltungssatzung 

Auf Grundlage der Ermächtigung des § 9 Abs.4 BauGB i.V.m. § 91 HBO wird in den Bebauungsplan 

eine Orts- und Gestaltungssatzung integriert, die wie folgt begründet wird. 

Über die textliche Festsetzung 2.2.1 werden gestalterische Festsetzungen für Werbeanlagen aufge-

nommen. So sind im Bereich von Werbeanlagen an Gebäuden Restriktionen festgesetzt, dass diese 

die jeweilige Höhe des Gebäudes nicht überschreiten dürfen. Werbeanlagen sind nur an der Stätte 

der Leistung oder Verwaltung zulässig. Werbeanlagen dürfen ihre Auswirkung (gerichtetes Licht) oder 

mobile Anlagenteile (zum Beispiel Ballons) die im Plan festgesetzte maximale Höhe baulicher Anlagen 

auch nicht ausnahmsweise überschreiten.  

Es wird des Weiteren festgesetzt (2.2), dass mindestens 80% der Grundstücksfreiflächen (= nicht 

überbaubare Grundstücksfläche laut GRZ inklusive § 19 Abs. 4 BauNVO) als Grünfläche (Rasen, 

Beete, etc.) anzulegen sind. Davon sind mindestens 30% mit heimischen Bäumen zu bepflanzen. 

Grundstücksfreiflächen mit standortgerechten Laubgehölzen zu bepflanzen ist. Die gemäß § 9 Abs.1 

Nr. 25 BauGB nach Plankarte vorzunehmenden Anpflanzungen können hierbei angerechnet werden. 

Auch diese Festsetzung dient zur Eingriffsminimierung möglicher Eingriffe in das Orts- und Land-

schaftsbild bzw. dient der Verbesserung der Lokalklimatischen Verhältnisse im Plangebiet. 
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Nachrichtliche Übernahme (gemäß § 9 Abs. 6 BauGB), Hinweise und Empfehlungen verschiedener Träger 

öffentlicher Belange, die bei nachfolgenden Planungen (Bauantrag, Bauausführung, Erschließungsplanung usw.) 

beachtet werden müssen. 

 

Hessen Mobil  

Pflanzenaufwuchs, Böschungen und Ausstattungselemente des Plangebietes dürfen Sichtbeziehungen und 

Lichtraumprofile im Verlauf der B 457 und der K 166, nicht einschränken. Sträucher und Hecken haben mit ihrem 

Umriss einen Mindestabstand von 3,00 m zum Fahrbahnrand und von 2,00 m zum Außenrand der Straßenent-

wässerung einzuhalten.  

Baumbepflanzungen entlang der B 457 und der K 166 außerhalb des Straßengrundstückes sollen so erfolgen, 

dass Schutzmaßnahmen gemäß der RPS (Richtlinien für passiven Schutz an Straßen durch Fahrzeug-

Rückhaltesysteme, Ausgabe 2009 Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen e.V., Köln, FStrG 

Verlag, Köln – FGSV 343 (R1)) entbehrlich sind. 

Pflanzgebote [§§ 910, 1004 BGB, § 1 FStrG, §§ 2, 28 HStrG] 

Nach Abstimmung mit mir, kann die Kreiselinsel des Knotens B 457 / K 166 durch die Stadt gärtnerisch angelegt 

werden, sofern den besonderen Sicherheitsanforderungen bei Gestaltung und Pflege Rechnung getragen wird. 

Einzelheiten wären in der Verwaltungsvereinbarung zum Ausbau des Knotenpunktes zu regeln. 

 

Deutsche Bahn AG 

Bepflanzung von Grundstücken zur Gleisseite 

Alle Neuanpflanzungen im Nachbarbereich von Bahnanlagen, insbesondere Gleisen, müssen den Belangen der 

Sicherheit des Eisenbahnbetriebes entsprechen. Zu den Mindestpflanzbeständen ist die DB Konzernrichtlinie (Ril) 

882 „Handbuch Landschaftsplanung und Vegetationskontrolle“ zu beachten. Abstand und Art von Bepflanzungen 

müssen so gewählt werden, dass diese z.B. bei Windbruch nicht in die Gleisanlagen fallen können. Diese Ab-

stände sind durch geeignete Maßnahmen (Rückschnitt u.a.) ständig zu gewährleisten. Der Pflanzabstand zum 

Bahnbetriebsgelände ist entsprechend der Endwuchshöhe zu wählen. Soweit von bestehenden Anpflanzungen 

Beeinträchtigungen des Eisenbahnbetriebs und der Verkehrssicherheit ausgehen können, müssen diese entspre-

chend angepasst oder beseitigt werden. Bei Gefahr in Verzug behält sich die Deutsche Bahn das Recht vor, die 

Bepflanzung auf Kosten des Eigentümers zurückzuschneiden bzw. zu entfernen. Wir bitten deshalb, entspre-

chende Neupflanzungen in unmittelbarer Bahnnähe von vornherein auszuschließen. 

Planung von Lichtzeichen und Beleuchtungsanlagen  

Bei Planung von Lichtzeichen und Beleuchtungsanlagen (z.B. Baustellenbeleuchtung, Parkplatzbeleuchtung, 

Leuchtwerbung aller Art etc.) in der Nähe der Gleise oder von Bahnübergängen etc. hat der Bauherr sicherzustel-

len, dass Blendungen der Triebfahrzeugführer ausgeschlossen sind und Verfälschungen, Überdeckung und Vor-

täuschungen von Signalbildern nicht vorkommen. 
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4 Landschaftspflege und Naturschutz 

Bei der Aufstellung und Änderung von Bauleitplänen ist i.d.R. nach § 2 Abs.4 BauGB eine Umweltprü-
fung für die Belange des Umweltschutzes durchzuführen. Im Rahmen der Umweltprüfung sind die 
voraussichtlichen, erheblichen Umweltauswirkungen zu ermitteln und in einen Umweltbericht zu be-
schreiben und zu bewerten. Dabei legt die Kommune für jeden Bauleitplan fest, in welchem Umfang 
und Detaillierungsgrad die Ermittlung der Belange des Umweltschutzes für die Abwägung erforderlich 
ist. Die Umweltbelange werden im § 1 Abs.6 Nr.7 BauGB strukturiert und insbesondere um die sich 
aus dem EU-Recht ergebenen Anforderungen fortentwickelt (insbesondere UVP und UP sowie FFH- 
und Luftqualitätsrichtlinien). Für den Bereich der Bauleitplanung enthält das Baugesetzbuch durch das 
EAG Bau (Europarechtsanpassungsgesetz Bau) eine gesonderte Umsetzung des EU Rechtes, mit 
dem die Durchführung der Umweltprüfung hier abschließend geregelt wird. Hierzu ist im Katalog der 
abwägungserheblichen Belange die Zusammenstellung der Umweltbelange in § 1 Abs.6 Nr.7 präzi-
siert worden, um den Überblick über die wesentlichen in der Umweltprüfung zu betrachtenden Um-
weltauswirkungen zu erleichtern. § 1a enthält ergänzende Vorschriften zum Umweltschutz, die insbe-
sondere nach Ermittlung des einschlägigen Materials in der Umweltprüfung zu beachten sind.  

Der neue § 2 Abs.4 BauGB stellt die Grundnorm für das Verfahren der Umweltprüfung dar. In dieser 
Vorschrift wird die Umweltprüfung in die zentralen Arbeitsschritte – Ermittlung, Beschreibung und Be-
wertung - definiert, wobei entsprechend der Systematik der Richtlinie für Einzelheiten auf die Anlage 
zum Baugesetzbuch verwiesen wird. Der § 2a BauGB ist zur einer allgemeinen Vorschrift über die 
Begründung von Bauleitplänen ausgestaltet worden, in dem verdeutlicht wird, dass der Umweltbericht 
einen Bestandteil der Begründung bildet, in dem die Ergebnisse der Ermittlung und Bewertung in ei-
nem eigenen Abschnitt dargestellt werden. Die einzelnen in den Umweltbericht aufzunehmenden An-
gaben ergeben sich aus der Anlage zum Baugesetzbuch. Sie bilden eine Orientierung für den Aufbau 
und die Gliederung des Umweltberichtes.  

Die Umweltprüfung ist durch die neuen Vorschriften als Regelverfahren für grundsätzlich alle Bauleit-
pläne (BP und FNP) eingeführt worden (Ausnahme vereinfachte Verfahren gemäß § 13 BauGB). Im 
Rahmen der frühzeitigen Trägerbeteiligung sind die Anforderungen an Umfang und Detaillierungsgrad 
der Umweltprüfung zu ermitteln. Darauf aufbauend wird die Umweltprüfung durchgeführt, die mittels 
des Umweltberichts im Rahmen der Entwurfsoffenlage der Öffentlichkeit zugänglich gemacht wird. Bei 
der Integration der Umweltprüfung in das Bauleitplanverfahren sind nach der EU-Richtlinie folgende 
Verfahrensschritte zu beachten: 

 

1. Feststellung der Notwendigkeit einer Umweltprüfung 
2. Festlegung des Untersuchungsrahmens und der in den Umweltbericht aufzunehmenden In-

formationen (sog. Scoping), dazu dient der Verfahrensschritt gemäß § 4 Abs.1 BauGB  
3. Erstellung eines Umweltberichtes 
4. Behörden und Öffentlichkeitsbeteiligung §§ 3 und 4 BauGB 
5. Berücksichtigung der Ergebnisse bei der weiteren Entscheidungsfindung (Abwägung) 
6. Bekanntgabe der Entscheidung § 10 Abs.4 BauGB (Bekanntmachung des Planes und Erlan-

gung der Rechtskraft) 
7. Überwachung und Monitoring  

 

Die o.g. Vorgaben hat der Gesetzgeber bei der Integration der Umweltprüfung in das Deutsche Bau-
planungsrecht berücksichtigt, ohne dass hierdurch eine wesentliche Änderung des Verfahrensablaufs 
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erfolgt ist. Vielmehr geben die einzelnen Verfahrensschritte im Wesentlichen die Arbeitsschritte wie-
der, die bei der Zusammenstellung und Bewertung des umweltrelevanten Abwägungsmaterials ohne-
hin für eine sachgerechte Abwägung durchzuführen sind. Die zentrale Vorschrift der Umweltprüfung 
im Baugesetzbuch ist § 2 Abs.4. Danach sind im Rahmen der kommunalen Bauleitplanverfahren die 
voraussichtlichen erheblichen Auswirkungen auf die Belange des Umweltschutzes nach § 1 Abs. 6 Nr. 
7 BauGB und § 1a BauGB zu ermitteln und in einem Umweltbericht zu beschreiben bzw. anschlie-
ßend – im Rahmen der Abwägung - zu bewerten sind. Ob und inwieweit die im Umweltbericht aufge-
führten Umweltbelange gegenüber anderen Belangen vorgezogen oder zurückgestellt werden, ist 
nicht mehr Bestandteil der Umweltprüfung nach § 2 Abs.4 BauGB, sondern der allgemeinen Abwä-
gung nach § 2 Abs.3 i.V.m. § 1 Abs.7 BauGB. Diese erfolgt nicht mehr im Rahmen des Umweltberich-
tes, sondern ist - wie bisher - Bestandteil der weiteren Planbegründung.  

Der Umweltbericht kann auch nach den Verfahrensschritten gemäß §§ 3(1) und 4(1) BauGB erstellt 
und dann im Rahmen der Offenlage öffentlich ausgelegt werden, zumal die o.g. Verfahrensschritte 
dazu dienen, den Detaillierungsgrad der Umweltprüfung festzulegen. Der erste Verfahrensschritte 
wurden 2003 durchgeführt, die Umweltprüfung war noch nicht eingeführt. Die Offenlage gemäß § 3 
Abs.2 BauGB fand 2007/2008 statt. Die umweltrelevanten Stellungsnahmen aus diese 1.Offenlage 
wurden jetzt u.a. als Basis für die Umweltprüfung herangezogen und durch die aktuellen Anforderun-
gen an die Umweltprüfung ergänzt. Der Umweltbericht wird der Begründung des Entwurfes 
2.Offenlage beigefügt und ist Teil der Begründung. 

 

Die Eingriffs-/Ausgleichsbilanzierung für den vorliegenden Bebauungsplan wurde grundlegend über-
arbeitet und die Zuordnung der Ausgleichsmaßnahmen neu vorgenommen. Siehe nachfolgende Kapi-
tel und die Ausführungen des Umweltberichtes.  

 

 

4.1  Schutzgebiete und Artenschutz 

Der Stadt Lich und dem Planverfasser liegen derzeit (Entwurf 2. Offenlage) keine Erkenntnisse über 

geschützte Pflanzenarten oder direkt betroffene Schutzgebiete (LSG, NSG, FFH etc.) im Plangebiet 

(Plankarte 1/2 Industriegebiet) vor.  

Im Rahmen des vorliegenden Bebauungsplanverfahrens liegen zum jetzigen Zeitpunkt aber Erkennt-

nisse über die Betroffenheit von geschützten Tierarten vor (Vogelarten, Reptilien). Aufgrund dieser 

Tatsache werden aktuell für diesen Bereich zusätzliche faunistische Aufnahmen durchgeführt. Die 

bisherigen Ergebnisse werden im Artenschutzrechtlichen Fachbeitrag dokumentiert, die weiteren Er-

gebnisse bis Mitte / Ende August würden dann im weiterem Planungs- und Abwägungsprozess mitbe-

rücksichtigt. Nach bisheriger Recherche der alten Unterlagen 2007/2008 wurde das Thema Arten-

schutz nicht abschließend behandelt. Das Gelände wurde 2013 erneut aufgenommen, die Untersu-

chungen fortgeschrieben und 2019 durch weitere Aufnahmen konkretisiert. Die Aufnahmen werden 

auch während und nach der Offenlage bis August 2019 fortgeführt, um u.a. im Falle eines frühzeitigen 

Baubeginns durch eine ökologische Baubegleitung die Vorgaben des § 44 BNatSchG berücksichtigen 

zu können. Hierzu erfolgten bereits erste Abstimmungs- und Informationsgespräche mit der Unteren 

Naturschutzbehörde beim Kreis. Darauf abgestellt werden auch die naturschutzrechtlichen und arten-

schutzrechtlichen Ausgleichs- und Kompensationsmaßnahmen.  
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Die Vorgaben des § 44 Abs.1 Nr.1 bis Nr.3 BNatSchG: Erhebliche Störung, Entnahme, Beschädigung 

und Zerstörung von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten sowie der Fang, Entnahme, Verletzung oder 

Tötung von Individuen, sind bei der Planung zu beachten. Vom Planvorhaben betroffene Arten mit 

ungünstigem Erhaltungszustand sind gemäß Leitfaden für die artenschutzrechtliche Prüfung in Hes-

sen (HMULV 2009) demgegenüber i.d.R. einer eingehenden Art-für-Art-Prüfung zu unterziehen. Ver-

wiesen wird auf die Ausführungen im Umweltbericht bzw. im Artenschutzrechtlichen Fachbeitrag.  

 

Die Beachtung der Verbotstatbestände der §§ 15 und 44 BNatSchG gilt jedoch auch bei der nachfol-

genden konkreten Planumsetzung. Der Vorhabenträger bzw. Bauherr muss dem Erfordernis des Ar-

tenschutzes ggf. auch hier Rechnung tragen (Prüfung der Artenschutzbelange bei allen genehmi-

gungspflichtigen Planungs- und Zulassungsverfahren, gilt auch für Vorhaben nach § 62ff HBO). 

 

Nachrichtliche Übernahme gemäß § 9 Abs.6 BauGB, Hinweise und Empfehlungen verschiedener Träger 

öffentlicher Belange, die bei nachfolgenden Planungen (Bauantrag, Bauausführung, Erschließungsplanung usw.) 

beachtet werden müssen.  

 
Regierungspräsidium Gießen 

Im beabsichtigten Planungsraum sind keine nach §§ 23 und 26 BNatSchG ausgewiesenen oder geplanten 

Schutzgebiete berührt. Die Kompensationsfläche „An der Wetter“, Gemarkung Lich, Flur 15, Flurstück 24 und 34 

befindet sich teilweise im NSG „Wirtswiese bei Lich“.  

 

 

4.2  Zuordnung der Sammelausgleichsmaßnahmen 

Aufgrund der Vorgaben des Baugesetzbuches können gemäß § 9 Abs.1a Satz 2 Hs.1 BauGB Aus-

gleichsmaßnahmen den unterschiedlichen Eingriffen im Plangebiet zugeordnet werden. Eine Zuord-

nung erfolgt bei dieser Planung wie folgt:  

a) Die Ausgleichsmaßnahmen auf der im Plan (Plankarte 1/2) mit Fläche 1 und 2 gekennzeichneten 

Maßnahmenflächen sind den durch die öffentlichen Verkehrsflächen vorbereiteten Eingriffen zugeord-

net. Hierzu gehören ausschließlich der Kreisverkehr als neue Anbindung der Kreisstraße K 166 an die 

Bundesstraße B 457 sowie die Ausbildung der Wendeanlage im Bereich der Verlängerung Gottlieb- 

Daimler-Straße. Der Kreisverkehr im Bereich der Hungener Straße wurde bereits über den Bebau-

ungsplan Nr. 39 bauplanungsrechtlich erfasst und Baurecht geschaffen, so dass ein erneuter Aus-

gleich hierfür nicht erforderlich wird.  

b) Die Ausgleichsmaßnahmen auf der im Plan (Plankarte 2/2) mit Fläche 4-27 gekennzeichneten 

Maßnahmenflächen sind den auf den Baugrundstücken innerhalb des Industriegebietes vorbereiteten 

Eingriffe zugeordnet. Der Ausgleichsflächen- und Maßnahmenkatalog wurde durch die Landschafts-

pflegevereinigung Gießen e.V. zur Verfügung gestellt und in die Planung entsprechend integriert (sie-

he auch Ausführungen im Umweltbericht).  
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5 Wasserwirtschaft und Grundwasserschutz, Klima 

In Anlehnung an die Arbeitshilfe zur Berücksichtigung von wasserwirtschaftlichen Belangen in der 
Bauleitplanung vom Hess. Ministerium für Umwelt, Klimaschutz, Landwirtschaft und Verbraucher-
schutz vom Juli 2014 wird die Wasserversorgung und Schonung der Grundwasservorkommen, Ab-
wasserbeseitigung und Abflussregelung im Bebauungsplan wie folgt behandelt: 
 

5.1  Überschwemmungsgebiet 

Das Plangebiet befindet sich nicht in einem amtlich festgesetzten Überschwemmungsgebiet oder 
überschwemmungsgefährdeten Gebiet. 
 

 

5.2  Wasserversorgung und Grundwasserschutz 

Bedarfsermittlung:  

Für die Erweiterung des Gewerbe- und Industriegebietes wird zum jetzigen Planungszeitpunkt zusätz-

liches Trinkwasser benötigt. Neben der Prüfung des Trinkwasserbedarfs gilt es auch den Löschwas-

serbedarf für die geplante Nutzung (Logistikzentrum) zu ermitteln, siehe auch Kapitel 6.5.  

 

Deckungsnachweis  

Inwieweit die Wasserversorgung für das Industriegebiet zum jetzigen Planungszeitpunkt sichergestellt 
ist, wird derzeit überprüft. Im Rahmen der Erschließungsplanung wird seitens der Verwaltung und der 
Firma auch eine zusätzliche Prüfung der Löschwasserversorgung für das Plangebiet durchgeführt.  
 

Technische Anlagen 

Der Nachweis, dass die vorhandenen technischen Anlagen zur Trinkwasserversorgung ausreichend 
sind, zum Beispiel Prüfung der Druckverhältnisse und Leitungsquerschnitte, erfolgt im Rahmen der 
nachfolgenden Erschließungsplanung. 
 

Schutz des Grundwassers 

Die gesetzlichen Vorgaben des § 55 des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) in Verbindung mit § 37 
Hessisches Wassergesetz (HWG) zur Regelung der Flächenversiegelung und der Verwertung und 
Versickerung des Niederschlagswassers sind im Rahmen der nachfolgenden Planungsebenen (Er-
schließungsplanung, Baugenehmigungsverfahren und Bauausführung) zu berücksichtigen. Regen-
wasser von Dachflächen sowie Drainagewasser ist gemäß § 55 WHG ortsnah zu versickern, zu ver-
rieseln oder direkt oder über eine Kanalisation ohne Vermischung mit Schmutzwasser in ein Gewäs-
ser einzuleiten, soweit dem weder wasserrechtliche noch sonstige öffentlich-rechtliche Vorschriften 
noch wasserwirtschaftliche Belange entgegenstehen. 
 
Lage des Vorhabens im Wasserschutzgebiet / Heilquellenschutzgebiet  

Das Plangebiet befindet sich nach derzeitigen Erkenntnissen in der weiteren Schutzzone IIIB des 
Trinkwasserschutzgebietes für die Wassergewinnungsanlage Brunnen III, XVI und XVII in Hungen-
Inheiden der Oberhessischen Versorgungsbetriebe AG (OVAG) vom 27. September 1995. Die Be-
stimmung der Schutzgebietsverordnung sind zu beachten (StAnz. 46/1995, S 3594).  
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Verminderung der Grundwasserneubildung 

Es wird empfohlen, dass u.a. Lagerflächen und PKW-Stellplätze in einer Bauweise herzustellen sind, 
die eine Versickerung von Niederschlagswasser ermöglicht (z.B. Rasengittersteine, Schotterrasen 
oder wasserdurchlässiges Pflaster).  
 

Versickerung von Niederschlagswasser 

Es werden zum jetzigen Planungszeitpunkt keine konkreten Festsetzungen (gezielte Versickerung) 
mit aufgenommen, die eine Schonung des Grundwasservorkommens gewährleisten. Im Bereich des 
Industriegebietes muss eine Versieglung der Flächen möglich sein, da hier aus Gründen der Betriebs-
sicherheit- und Belastungsfähigkeit eine Vollversieglung im Bereich der Baugrenzen erforderlich sein 
kann. Im Rahmen des Entwässerungskonzeptes auf Ebene des Bauantrages müssen die entspre-
chenden Nachweise für das versickern von unverschmutztem Niederschlagswassers und für die Ab-
leitung des Schmutzwassers erbracht werden.  
 
Vermeidung von Vernässungs- und Setzungsschäden  

Zu dieser Thematik liegen zum jetzigen Planungszeitpunkt für den Bebauungsplan keine Informatio-
nen wie z.B. Hydrogeologische Gutachten oder Baugrundgutachten vor. Im Vorfeld der Bodenmodel-
lierung und vor Herstellung des Baugrundes sind jedoch entsprechende Gutachten vom Bauherrn 
einzuholen, eine Beauftragung erfolgte bereits. 
 
Lage im Einflussbereich eines Grundwasserbewirtschaftungsplanes  

Zu dieser Thematik liegen zum jetzigen Planungszeitpunkt keine Informationen vor.  
 
Bemessungsgrundwasserstände  

Zu dieser Thematik liegen zum jetzigen Planungszeitpunkt keine Informationen vor.  
 
Barrierewirkung von Bauwerken im Grundwasser 

Zu dieser Thematik liegen zum jetzigen Planungszeitpunkt keine Informationen vor.  
 
Einbringen von Stoffen in das Grundwasser  

Zu dieser Thematik liegen zum jetzigen Planungszeitpunkt keine Informationen vor.  
 
 

Nachrichtliche Übernahme gemäß § 9 Abs.6 BauGB, Hinweise und Empfehlungen verschiedener Träger 

öffentlicher Belange, die bei nachfolgenden Planungen (Bauantrag, Bauausführung, Erschließungsplanung usw.) 

beachtet werden müssen.  

 

Sollte bei Bebauung der Grundstücke im Geltungsbereich des Bebauungsplanes während der Baugrubenherstel-

lung Grundwasser aufgeschlossen und dessen Ableitung erforderlich werden, ist eine entsprechende, unverzügli-

che Anzeige beim Kreis, Abt. Wasser –und Bodenschutz erforderlich. Über den Einsatz von Maßnahmen und 

Anlagen zur Grundwasserhaltung sowie über die Notwendigkeit einer Erlaubnis für die Grundwasserableitung 

entscheidet diese Behörde.  

Auf die Beachtung des DWA Arbeitsblattes A 138 „Bau und Bemessung von Anlagen zur dezentralen Versicke-

rung von nicht schädlich verunreinigtem Niederschlagswasser" wird hingewiesen. Falls die Untergrundverhältnis-

se eine Versickerung nicht zulassen, ist vor der Einleitung in ein Fließgewässer eine Rückhaltung des anfallenden 
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Niederschlagswassers vorzusehen. Das Rückhaltebecken wäre nach DWA A 117 so zu dimensionieren, dass 

eine Abflussverschärfung infolge des Bauvorhabens vermieden wird. 

 

Untere Wasserbehörde, RP Gießen Dez. Grundwasserschutz 

Das Plangebiet befindet sich nach derzeitigen Erkenntnissen in der weiteren Schutzzone IIIB des Trinkwasser-

schutzgebietes für die Wassergewinnungsanlage Brunnen III, XVI und XVII in Hungen-Inheiden der Oberhessi-

schen Versorgungsbetriebe AG (OVAG) vom 27. September 1995. Die Bestimmung der Schutzgebietsverord-

nung sind zu beachten (StAnz. 46/1995, S 3594).  
 

Kreisausschuss Landkreis Gießen  

Die Gewährleistung der Versorgungssicherheit mit Trink,-Brauch- und Löschwasser liegt, sofern keine nach Was-

serecht oder UVPG genehmigungspflichtigen Anlagen oder Anlagenteile betroffen sind, in der Eigenverantwor-

tung des Erschließungsträgers bzw. Trägers der Bauleitplanung 

 

 

5.3  Oberflächengewässer / Gewässerrandstreifen 

Oberflächengewässer / Gewässerrandstreifen:  

Im Plangebiet ist eine Niederschlagsableitungsrinne im westlichen Bereich des Plangebietes vorgese-
hen. Natürliche Oberflächengewässer befinden sich ausschließlich parallel zur Kreisstraße K 166 
(Wegeseitengraben) und werden im Bebauungsplan als Bestand dargestellt. Bauliche Maßnahmen 
sieht der Bebauungsplan in diesem Bereich nicht vor 
 
Darstellung oberirdischer Gewässer und Entwässerungsgräben  

Im Plangebiet wird der Verlauf der Grabenstruktur parallel zur Kreisstraße dargestellt.  
 
Sicherung der Gewässer und der Gewässerrandstreifen 

Im Plangebiet ist kein neuer Graben mit Gewässerrandstreifen geplant, gleichzeitig wird der südwest-
liche Entwässerungsgraben entlang der Kreisstraße zum Erhalt festgesetzt.  
 
Einhaltung der Bewirtschaftungsziele für Oberflächengewässer  

Im Plangebiet ist ein Graben dargestellt, der über den Bebauungsplan gesichert wird.  
 

 

Nachrichtliche Übernahme (gemäß § 9 Abs. 6 BauGB), Hinweise und Empfehlungen verschiedener Träger 

öffentlicher Belange, die bei nachfolgenden Planungen (Bauantrag, Bauausführung, Erschließungsplanung usw.) 

beachtet werden müssen. 

 
Eventuell vorhandene Vorflutgräben sind zu erfassen und soweit wie möglich in die Entwässerungsplanung zu 

integrieren.  
 
Hessen Mobil 

Verkehrssicherheit [§4 FStrG, §47 HStrG] 

Oberflächenwasser aus dem Plangebiet darf nicht auf die Straßengrundstücke oder in die Entwässerungsanlagen 

der B 457 und der K 166 führen. Die Entwässerungsmulde für das Plangebiet darf nicht unmittelbar am Knoten B 
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457 / K166 vorgesehen werden. Dies begründet sich aus der Verkehrssicherheit und im Hinblick auf einen später 

möglicherweise nochmals erforderlichen Um- oder Ausbau. Der Inanspruchnahme der Bauverbotszonen von B 

457 und K 166 stimme ich ohnehin nicht zu.  

Als Alternativstandort drängt sich die südliche Spitze des geplanten Industriegebietes mit anschließender Pflanz-

fläche auf. Dort stellt die Visualisierung des Gebäudekomplexes eine Grünfläche mit Gehölzen dar (Begründung 

Abb. 8). 

Deutsche Bahn AG 

Regenrückhaltebecken 

Bei der Planung des Regenrückhaltebeckens ist sicherzustellen, dass keine Einflüsse auf den Erdkörper der 

Bahnstrecke entstehen. 

 

Wasserverband Nidda 

Bezüglich der Entwässerung des beplanten Bebauungsgebiets in Richtung Weidegraben verweisen wir auf den 

überarbeiteten Vermerk von SCHWEIGER + SCHOLZ Ingenieurpartnerschaft mbB vom 18.06.2019 zum Ge-

spräch vom 11.06.2019 und den dort getätigten Aussagen. Für Rückfragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfü-

gung. Mit freundlichen Grüßen im Auftrag Dipl.-Ing. Stefan Schulz Betriebsleiter Wasserverband NIDDA 

 

 

5.4  Abwasserbeseitigung 

Gesicherte Erschließung 

Die im und zum Plangebiet vorhandenen Abwasserleitungen sowie die Kläranlage können aufgrund 
der Leistungsfähigkeit die bestehenden und durch das geplante Vorhaben im Plangebiet anfallende 
Abwasser aufnehmen. Im Rahmen der beauftragten Architektenplanung werden die einzelnen Para-
meter zur Infrastruktur vertiefend untersucht und im Rahmen der Erschließungsplanung bzw. im Bau-
genehmigungsverfahren mit der zuständigen Fachbehörde abgestimmt. Vorabstimmungen mit dem 
Kreis haben bereits stattgefunden. 
 
Anforderungen an die Abwasserbeseitigung 

Innerhalb des Plangebietes entsteht zusätzliches Abwasser. Das Plangebiet wird im Trennsystem 
entwässert. Die Quantifizierung der Abwassermenge und -fracht, die von den gewerblichen Abwäs-
sern wie auch von dem Abwasser im öffentlichen Straßenraum resultiert, kann zum jetzigen Pla-
nungszeitpunkt jedoch nicht abschließend bestimmt werden. Ziel der Planung ist es, die Belastung 
des Schmutzwasserkanals auf ein Minimum zu reduzieren.  
 
Leistungsfähigkeit der Abwasseranlagen 

Aufgrund der Lage des Plangebietes und dem Bestand kann das Abwasser voraussichtlich an die 
vorhandenen Kanäle in der Erschließungsstraße mit angeschlossen und entwässert werden. Im Rah-
men der beauftragten Architektenplanung werden die einzelnen Parameter zur Infrastruktur vertiefend 
untersucht und weitere Ergebnisse zur Satzung des Bebauungsplanes redaktionell in der Begründung 
mit aufgenommen. Schon im Jahr 2007 / 2008 sind erste Überlegungen und Planungen zur Leistungs-
fähigkeit der Abwasseranlagen untersucht worden. 
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Reduzierung der Abwassermenge 

Die in dem Bebauungsplan festgesetzten textlichen Festsetzungen tragen zu einem schonenden 
Grundwasserumgang und somit zur Reduzierung der Abwassermenge bei. Verwiesen wird hier auf 
die Festsetzungen 1.3, 1.5.1 bis 1.5.3, 1.8.1 bis 1.8.4 und 2.2. Durch eine Verwertung und Versicke-
rung von Niederschlagswasser kann in geeigneten Fällen, beispielsweise durch den Bau einer Zister-
ne für die Freiflächenbewässerung oder für die Brauchwassernutzung im Betrieb bzw. die Zuführung 
des Wassers in eine Löschwasserzisterne, der Verbrauch von sauberem Trinkwasser und zugleich 
auch die Abwassermenge verringert werden. Hierzu wurden im Bebauungsplan keine textlichen Fest-
setzungen getroffen, sondern Empfehlungen in die Begründung mit aufgenommen. 
 
Versickerung des Niederschlagswassers 

Es werden Festsetzungen mit aufgenommen, die eine Schonung des Grundwasservorkommens ge-
währleisten. Demnach sind über die textlichen Festsetzungen 1.3, 1.5.1 bis 1.5.3, 1.8.1 bis 1.8.4 und 
2.2 Maßnahmen in die Planung mit aufgenommen, die eine Versickerung des anfallenden Nieder-
schlagswassers vor Ort ermöglichen und sich somit positiv auf das Grundwasservorkommen auswir-
ken. Im Bereich des Industriegebietes muss jedoch eine Versieglung der Flächen möglich sein, da 
hier aus Gründen der Betriebssicherheit und Belastungsfähigkeit eine Vollversieglung im Bereich der 
Baugrenzen erforderlich sein kann. Im Rahmen des Entwässerungskonzeptes auf Ebene des Bauan-
trages müssen die entsprechenden Nachweise für die Behandlung des unverschmutzten Nieder-
schlagswasser und für das Schmutzwasser erbracht werden.  
 
Entwässerung im Trennsystem 

Aufgrund der Lage des Plangebietes kann das Abwasser an die vorhandenen Kanäle angeschlossen 
und entwässert werden. Die Entwässerungsart (Trennsystem) wird seitens der Stadt anhand des Be-
standes vorgegeben. Im Rahmen der beauftragten Architektenplanung werden daher die einzelnen 
Parameter zur Infrastruktur vertiefend untersucht und weitere Ergebnisse zur Satzung des Bebau-
ungsplanes mit aufgenommen. 
Im Rahmen der weiteren Planung wird überprüft, inwieweit unverschmutztes Niederschlagswasser 
dem südlich angrenzenden Vorfluter zugeführt werden kann. Hierfür wäre dann eine Einleiteerlaubnis 
erforderlich. 
 
Kosten und Zeitplan 

Trotz der Lage des Plangebietes im Außenbereich ist zunächst nicht mit Folgekosten (z.B. Erweite-
rung der Kläranlage, etc.) zu rechnen, da die Flächen schon seit Jahrzehnten beplant werden und im 
wirksamen Flächennutzungsplan seit vielen Jahren als gewerbliche Baufläche dargestellt sind.  
 

Nachrichtliche Übernahme gemäß § 9 Abs.6 BauGB, Hinweise und Empfehlungen verschiedener Träger 

öffentlicher Belange, die bei nachfolgenden Planungen (Bauantrag, Bauausführung, Erschließungsplanung usw.) 

beachtet werden müssen.  

 
Kreisausschuss, Wasser- und Bodenschutz  

Auf die Beachtung des ATV Arbeitsblattes A 138 „Bau und Bemessung von Anlagen zur dezentralen Versicke-
rung von nicht schädlich verunreinigten Niederschlagswasser“ wird hingewiesen. Falls die Untergrundverhältnisse 
eine Versickerung nicht zulassen, ist vor der Einleitung in ein Fließgewässer eine Rückhaltung des anfallenden 



Stadt Lich, Kernstadt, Bebauungsplan Nr. 32 „Langsdorfer Höhe“ 39 

 

 

 

 

  

Planungsbüro Fischer – 35435 Wettenberg  Satzung 09/2019 

Niederschlagswassers vorzusehen. Das Rückhaltebecken wäre nach ATV A 117 so zu dimensionieren, dass eine 
Abflussverschärfung infolge des geplanten Vorhabens vermieden wird.  
Eine direkte Einleitung in ein vorhandenes oder neu angelegtes Gewässer ohne Rückhaltung ist nicht möglich. Es 
wird empfohlen das Gebiet im Trennsystem zu entwässern und das Niederschlagswasser, neben der Brauch-
wassernutzung und Versickerung, vor der Einleitung in ein Gewässer, einer zentralen Rückhaltung mit entspre-
chend dem natürlichen Abflussverhalten des Gebietes dimensionierter Abflussdämpfung zuzuführen.  
 
Kreisausschuss Landkreis Gießen 
Die abwassertechnische Erschließung liegt, sofern keine nach Wasserrecht oder UVPG genehmigungspflichtigen 
Anlagen oder Anlagenteile betroffen sind, in der Eigenverantwortung des Erschließungsträgers bzw. Trägers der 
Bauplanung. 
Nach Begründung zum Bebauungsplan ist die entwässerungstechnische Erschließung des Planungsareals im 
Trennsystem vorgesehen. Die weitergehende Entwässerungsplanung ist im Hinblick auf die zu berücksichtigen-
den wasserwirtschaftlichen und wasserrechtlichen Rahmenbedingungen frühzeitig mit dem Fachdienst Wasser- 
und Bodenschutz abzustimmen. 
 
 
Deutsche Bahn AG 
Dach- Oberflächen- und sonstige Abwässer 

Dach, Oberflächen und sonstige Abwässer dürfen nicht auf oder über Bahngrund abgeleitet werden. Sie sind 

ordnungsgemäß in de öffentliche Kanalisation abzuleiten. Einer Versickerung in Gleisnähe kann nicht zugestimmt 

werden. 

 

Da eine direkte Einleitung in ein vorhandenes oder neu angelegtes Gewässer ohne Rückhaltung ge-
mäß den Vorgaben des Wassergesetzes nicht möglich ist, wird sowohl nördlich wie auch südlich des 
Industriegebietes ein Regenrückhaltebecken sowie ein Regenrückhaltemulde eingeplant und Baupla-
nungsrecht über den vorliegenden Bebauungsplan geschaffen. Störungen im Gleichgewicht des Was-
serhaushaltes sind durch Maßnahmen der dezentralen Niederschlagswasserrückhaltung und Versi-
ckerung und der Regenwasserbewirtschaftung weitgehend zu kompensieren. Im Rahmen der Konkre-
tisierung der Entwässerungsplanung ist nachzuweisen, dass die aus dem Geltungsbereich des Be-
bauungsplanes abgeleitete Niederschlagsmenge den derzeitigen natürlichen Abfluss nicht überschrei-
tet. 
 

 

5.5  Abflussregelung 

Abflussregelung 

Im Plangebiet ist ein Entwässerungsgraben im Südwesten vorhanden, eine weitere Niederschlagsab-
leitungsrinne ist im Nordwesten des Industriegebietes vorgesehen.  
 

Vorflutverhältnisse 

Im Plangebiet ist ein Entwässerungsgraben vorhanden, der südlich in ein natürliches Versickerungs-
becken mündet (außerhalb des Geltungsbereiches). 
 
Hochwasserschutz 

entfällt  
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Erforderlicher Hochwasserschutzmaßnahmen 

entfällt 
 
Vermeidung der Versiegelung bzw. Entsiegelung von Flächen 

Die im Bebauungsplan festgesetzten textlichen Festsetzungen tragen zu einem schonenden Grund-
wasserumgang und somit zur Reduzierung der Abwassermenge bei. Verwiesen wird hier auf die 
Festsetzungen 1.3, 1.5.1 bis 1.5.3, 1.8.1 bis 1.8.4 und 2.2.   
 

Besonderheiten bei Gewerbe- und Industriebauten 

Im Zuge der Erschließungsplanung gilt es in Verbindung mit der geplanten gewerblichen Nutzung die 
wasserrechtlichen Vorgaben für die Abflussregelung mit der zuständigen Fachbehörde abzustimmen. 
 

Nachrichtliche Übernahme gemäß § 9 Abs.6 BauGB, Hinweise und Empfehlungen verschiedener Träger 

öffentlicher Belange, die bei nachfolgenden Planungen (Bauantrag, Bauausführung, Erschließungsplanung usw.) 

beachtet werden müssen.  

 

Deutsche Bahn AG 

Vorflutverhältnisse 

Die Vorflutverhältnisse dürfen durch die Baumaßnahme, Baumaterialien, Erdaushub etc. nicht verändert werden. 

Bahneigene Durchlässe und Entwässerungsanlagen 

Bahneigene Durchlässe und Entwässerungsanlagen dürfen in ihrer Funktion nicht beeinträchtigt werden (DB 

Konzernrichtlinie 836.4601 ff.). Ein Zugang zu diesen Anlagen für Inspektions-, Wartungs- und Instandhaltungs-

maßnahmen ist sicherzustellen. 

 

 

5.6  Besondere wasserwirtschaftliche Anforderungen bei vorhabenbezogener Bauleitpla-
nung für die gewerbliche Wirtschaft 

Im Zuge der Erschließungsplanung und im Baugenehmigungsverfahren gilt es in Verbindung mit der 
geplanten Errichtung der Halle und der Nutzung der Flächen als Lager- und Abstellflächen die wasser-
rechtlichen Vorgaben für die Abflussregelung mit der zuständigen Fachbehörde abzustimmen. 
 

 

5.7  Sonstige Hinweise 

Hinweise und Empfehlungen, die bei nachfolgenden Planungen (Bauantrag, Bauausführung, Er-
schließungsplanung usw.) beachtet werden müssen.  
 
Darüber hinaus sind je nach Topografie, Verdichtung und Gestaltung des Baugrundstückes prinzipiell 
folgende Versickerungsformen möglich (aus: Informationsbroschüre des Hessischen Ministeriums für 
Umwelt, Energie und Bundesangelegenheiten, Entsiegeln und Versickern): 
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Flächenversickerung 

Flächen, auf denen zusätzlich aufgebrachtes Niederschlagswasser von versiegelten Flächen versi-
ckert werden kann (z.B. Grasflächen, Pflanzstreifen, Rasengitterflächen). Da keine Zwischenspeiche-
rung erfolgt, ist ein sehr gut durchlässiger Untergrund Voraussetzung. 
 
Muldenversickerung 

Flache, begrünte Bodenvertiefungen, in denen das zugeleitete Niederschlagswasser kurzfristig zwi-
schengespeichert wird, bis es versickert. 
 
Schachtversickerung 

Bestehend aus handelsüblichen Brunnenringen aus Beton. Die offene Sohle wird mit einer Sand-
schicht als Filterzone versehen. Der Abstand von der Oberkante der Sandschicht zum Grundwasser 
sollte mindestens 1,50 m betragen. Diese Methode kann bei schwerdurchlässigen Deckschichten 
angewendet werden. 
 
Rohrversickerung 

Bestehend aus unterirdisch verlegten perforierten Rohrsträngen, in die das Niederschlagswasser ge-
leitet, zwischengespeichert sowie versickert wird. Für diese Versickerungsart wird keine spezielle Flä-
che benötigt. 
 
Bei der Auswahl der geeigneten Versickerungsmethode ist neben den konkreten örtlichen Verhältnis-
sen auf dem Grundstück der Schutz des Grundwassers zu beachten. Bei oberflächennahem Grund-
wasser oder auf einem Grundstück in einer Wasserschutzzone, ist auf eine Versickerung von Wasser, 
welches von Stellplätzen oder Fahrwegen abfließt, in der Regel zu verzichten bzw. ist eine Versicke-
rung sogar verboten.  
 

 

Nachrichtliche Übernahme gemäß § 9 Abs.6 BauGB, Hinweise und Empfehlungen verschiedener Träger 

öffentlicher Belange, die bei nachfolgenden Planungen (Bauantrag, Bauausführung, Erschließungsplanung usw.) 

beachtet werden müssen.  

 

Beim Bau von Wasserversorgungsleitungen ist aus hygienischen Gründen der Erstellung von Ringleitungen Vor-

rang zu geben. 

 

Gemäß § 37 Abs.4 HWG soll, soweit wasserrechtliche und gesundheitliche Belange nicht entgegenstehen, Nie-

derschlagswasser von denjenigen verwertet werden, bei dem es anfällt. 

Für eine konzentrierte Versickerung von Dachflächenwasser über Versickerungsanlagen ist eine wasserrechtliche 

Erlaubnis erforderlich, wenn der Flurabstand zum höchsten natürlichen Grundwasserleiter weniger als 1,50m 

beträgt, dabei ist der Grundwasserabstand im Bereich der Versickerungsanlage nachzuweisen.  

 

Eine konzentrierte Versickerung von Niederschlagswasser, dass über das natürliche Ausmaß verschmutzt ist 

(z.B. von Parkplätzen oder Straßen) wird nicht gestattet, dieses Wasser ist der öffentlichen Kanalisation zuzufüh-

ren. 
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Hinweis 

Da es sich hier um ein Industriegebiet handelt, kann die konzentrierte Versickerung von Oberflächenwasser über 

Versickerungsanlagen (Rigolen, Schachtversickerung) aus wasserwirtschaftlicher Sicht nicht zugelassen werden. 

Gegen eine breitflächige Versickerung über die bewachsene bzw. belebte Bodenzone bestehen dagegen keine 

Bedenken. Eine Abstimmung mit der Fachbehörde ist erforderlich. 
 

 

 

6 Verkehrserschließung, Technische Infrastruktur 

6.1 Erschließungsstraßen und Landwirtschaftliche Wege 

Die bisherige Planung aus dem Jahre 2007 / 2008 sieht eine Erschließung des gesamten Gebietes 

über die Hungener Straße vor. Der Anschluss sollte über einen Kreisverkehrsplatz erfolgen, der im 

Bereich der Einmündung Carl-Benz-Ring und Hungener Straße errichtet werden soll. Diese Planung 

ist auch für die zweite Offenlage übernommen worden, wobei der Zufahrtsbereich auf das Indust-

riegrundstück leicht nach Nordosten verschoben wurde. Mittelst dieser Zufahrt kann das gesamte 

Industriegebiet (Lkw und teilweise Pkw) erschlossen werden, zumal das gesamte Gebiet als ein 

Grundstück an den Vorhabenträger abgegeben wird und somit die internen Erschließungswege über 

das Freiflächenkonzept und den Bauantragsunterlagen festgelegt werden. Für den Mitarbeiterpark-

platz im Süden des Plangebietes werden im Bereich der Hungener Straße zwei separate Zufahrten 

(Zu- und Abfahrt) innerhalb der Ortsdurchfahrtsgrenze vorgesehen, so dass die Fahrzeugbewe-

gungen des Betriebsverkehr und des Mitarbeiterparkplatzes getrennt werden können. Auch nordwest-

lich des geplanten Kreisverkehrsplatzes ist noch eine Zufahrt auf das Grundstück vorgesehen, die 

voraussichtlich aber nur als Notzufahrt für Rettungsfahrzeuge benötigt wird. Nach dem letzten Stand 

des Freiflächenplanes zum Bauantrag wird diese Zufahrt zunächst nicht benötigt. Durch diese Tren-

nung und Entzerrung der Anbindungen an die Hungener Straße kann der Verkehrsfluss deutlich opti-

miert werden. Bis auf den geplanten Kreisverkehrsplatz und den Zu- und Abfahrten zu den Parkplät-

zen sind keine maßgeblichen baulichen Veränderungen vorgesehen, so dass die vorhandene Hunge-

ner Straße nicht in den Geltungsbereich aufgenommen wurde.  

 

Durch die vorliegende Planung wird ein erhöhtes Verkehrsaufkommen initialisiert, dass sich sowohl 

auf die kommunalen Straßen als auch auf die qualifizierten Straßen (Kreisstraße und Bundesstraße) 

sowie dem Knotenpunkt auswirken kann. Neben den erforderlichen Anforderungen an den Ausbau 

des Knotenpunktes B 457 und K 166 und dem mit dem Verkehrsaufkommen induzierten Lärmbeein-

trächtigungen hat die Stadt Lich bzw. der Vorhabenträger eine Verkehrsuntersuchung in Auftrag ge-

geben, die Basis für die Ausweisung des Bebauungsplanes in Bezug auf Schaffung von Bauplanungs-

recht für den Kreisverkehr an der Bundesstraße sowie für das Lärmschutzgutachten darstellt. Neben 

der schalltechnischen Untersuchung ist daher auch die Verkehrsuntersuchung Bestandteil der vorlie-

genden Begründung. Verwiesen wird dabei auf das Kapitel 6.1 und 11. 

 

Im Nordwesten des Plangebietes ist in Verlängerung der Gottlieb-Daimler-Straße eine Wendeanlage 

vorgesehen, die unmittelbar an das Industriegebiet angrenzt. Auch diese Planung ist eine Übernahme 

aus der bisherigen Offenlage des Bebauungsplanes und gewährleistet in erster Linie die bestehenden 
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und ausgewiesenen Gewerbegebiete im Bereich „Am Bettenhäuser Weg / Entenpfuhl“, die bei der 

vorliegenden Planung mit der Nutzungsziffer 2 und 3 festgelegt sind, zu erschließen. Eine Erschlie-

ßung des geplanten Industriegebietes mit der Nutzungsziffer 1 ist nicht möglich, da das Industriege-

lände modelliert wird und voraussichtlich in diesem Bereich deutlich höher liegen wird als das Stra-

ßenniveau der Gottlieb-Daimler-Straße. Auch die Stellung des künftigen Gebäudes und die Betriebs-

fahrwege der Lkw´s lassen einen Anschluss des Industriegebietes an die Wendeanlage nicht zu. 

Mit in den Geltungsbereich aufgenommen wurde jedoch auch die Anbindung der K 166 (von Birklar 

aus kommend) in Richtung Bundesstraße B 457, da in diesem Bereich verkehrsregelnde Maßnahmen 

oder eventuell Umbaumaßnahmen erfolgen könnten. Durch die Darstellung der Flächen als Straßen-

verkehrsflächen wird Bauplanungsrecht für einen möglichen Umbau geschaffen. Auch für die Neu-

schaffung der Anbindung Kreisstraße 166 an die Bundesstraße B 457 wird über den Bebauungsplan 

Bauplanungsrecht für ein Kreisverkehrsplatz geschaffen (siehe nachfolgendes Kapitel). 

 

Die im Norden sowie im Südosten des Geltungsbereiches geplanten Regenrückhaltebecken bzw.- 

mulden werden jeweils über bestehende Straßen und ausgebaute Feldwege erschlossen, so dass 

hier im Rahmen des Bauleitplanverfahrens kein städtebaulicher Handlungsbedarf besteht, zusätzliche 

Versiegelungen und neue Straßen vorzusehen.  

 

Die bisher im Plangebiet vorhandenen landwirtschaftlichen Wege werden durch die vorliegende Aus-

weisung als Industriegebiet eingezogen. Lediglich in den Randbereichen des Plangebietes werden die 

noch für die Landwirtschaft benötigten Wege als Solches im Bebauungsplan deklariert (landwirtschaft-

licher Weg). Somit bleibt der im Norden parallel zur Eisenbahnstrecke vorhandene landwirtschaftliche 

Weg als Solches erhalten. Gleiches gilt für die landwirtschaftlichen Wege südlich der Kreisstraße bzw. 

der Bundesstraße. Der bisher ausgewiesene landwirtschaftliche Weg parallel zur Bundesstraße (Flur-

stück 346) wird aufgrund der Ausgleichsmaßnahmen eingezogen. Die Erreichbarkeit und Pflege der 

östlichen Eingrünung des Plangebietes erfolgt über den Straßenraum der Bundesstraße, wie jetzt 

auch schon, sowie über das künftige Industriegebiet. 

 

 

Nachrichtliche Übernahme (gemäß § 9 Abs. 6 BauGB), Hinweise und Empfehlungen verschiedener Träger 

öffentlicher Belange, die bei nachfolgenden Planungen (Bauantrag, Bauausführung, Erschließungsplanung usw.) 

beachtet werden müssen. 

 

Hessen Mobil  

Am Knoten K 166 / Hungener Straße sieht die Untersuchung keinen Handlungsbedarf. Sollten dennoch zusätzli-

che verkehrliche oder bauliche Maßnahmen auf der Kreisstraße infolge des Bebauungsplans nötig werden, hat 

die Stadt diese in einvernehmlicher Abstimmung mit mir zu ihren Lasten durchzuführen. 

Bauverbot [§ 9 FStrG, § 23 HstrG, §§ 1,2 PlanZV] 

Zur Wahrung der Planungs- und Gestaltungsfreiheit des Straßenbaulastträgers sowie zur Minimierung negativer 

Wechselwirkungen zwischen Straße und Anliegern, ist entlang der freien Strecken der B 457 und der K 166 in 

einem jeweils 20,00m breiten Streifen ab dem befestigten Fahrbahnrand (Maßgebend ist der künftige Fahrbahn-

rand) die straßenrechtliche Baubeschränkungszone einzuhalten, der sich die jeweils 20,00m breite straßenrecht-
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liche Baubeschränkungszone anschließt. Bezogen auf die plangebietsseitigen Fahrbahnränder, sind jeweils beide 

Zonen im Bebauungsplan einzutragen.  

Die Bauverbotszone ist von Hochbauten (Stellplätze sind Hochbauten gleichgestellt), Aufschüttungen, Abgrabun-

gen, Außenwerbung und Baunebenanlagen (u.a. Fahrweg, Überdachung, Garage, Lager) sowie ober- und unter-

irdischen Ver- und Entsorgungsanlagen Dritter freizuhalten. Die Textfestsetzung 1.3 ist darauf abzustimmen. 

Die Baugrenze ist daher auf die hintere Begrenzungslinie der Bauverbotszone zu verlagern. 

Zu genehmigungs- und anzeigepflichtigen baulichen Anlagen innerhalb der Baubeschränkungszone ist meine 

Zustimmung einzuholen (z.B. Bauantrag), in allen anderen Fällen meine Genehmigung zu beantragen.  

Dies ist im Bebauungsplan (Signatur, Text) wie in der Begründung zu berücksichtigen. 

 

IHK 

Auf eventuell notwendigen bauzeitlichen Umleitungsstrecken muss erkenntlich sein, dass ansässige Unterneh-

men weiterhin erreichbar sind, z.B. durch Hinweisschilder, um Betriebseinschränkungen zu vermeiden. 

 

Deutsche Bahn AG 

Auf die Auflassung des Bahnübergangs ist in den jeweiligen Unterlagen entsprechend hinzuweisen. 

 

Kreisausschuss, Brandschutz  

Im gesamten bebauten Gebiet sind ausreichende bemessene Rettungswege und Aufstellflächen für Feuerlösch- 

und Rettungsfahrzeuge vorzusehen und festzulegen, damit im Brandfall oder die Durchführung notwendiger Ret-

tungsmaßnahmen auch wirksame Lösch- bzw. Rettungsarbeiten durchgeführt werden können. Die Richtlinie über 

Flächen für die Feuerwehr lt. Fassung vom Februar 2007 und zuletzt geändert durch Beschluss der Fachkom-

mission Bauaufsicht vom Oktober 2009 und die Vorgaben aus der DIN 14090 für Flächen der Feuerwehr sind 

einzuhalten. Zufahrten, Aufstell- und Bewegungsflächen für die Feuerwehr sind ständig, auch während der Bau-

arbeiten und Baustelleneinrichtungen, freizuhalten.  

 

Magistrat der Stadt Lich 

Ein anderer Punkt, der nicht erwähnt wurde ist die eigentlich geplante Fußgängerverbindung auf die Hungener 

Straße, die dort zu einer Zwangsquerung des Fußgängerverkehrs führt. Aufgrund des erhöhten Verkehrsauf-

kommens durch PKW, LKW und Fußgängern, auch in der Hinsicht der geplanten Erweiterung der Roth Tankstelle 

mit einem Bistro entsteht hier ein Gefahrenpunkt, der mit einer Querungshilfe zu entschärfen ist.  

 

 

6.2  Knotenpunkte  

Durch die Erweiterung des Gewerbe- und Industriegebietes im Süden der Kernstadt Lich wird ein zu-

sätzliches Verkehrsaufkommen generiert. Bereits im Vorfeld der Planung wurde eine vertiefende Un-

tersuchung zum möglichen Ausbau der Anbindung der Kreisstraße K 166 an die Bundesstraße B 457 

in Form eines Kreisverkehrsplatzes durchgeführt. Nach zahlreichen Gesprächen mit Hessen Mobil in 

Dillenburg wurde als Voraussetzung für die Anbindung über einen Kreisverkehrsplatz eine Verkehrs-

untersuchung gefordert, die durch die Stadt Lich bzw. dem Vorhabenträger in Auftrag gegeben wur-

de9. Zur Gestaltung des Knotenpunktes im Kontext mit der Entwicklung des Gebietes Langsdorfer 

                                                 
9 R+T Verkehrsplanung GmbH, Darmstadt,  
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Höhe wurde bereits im Jahr 2007 ein Verkehrsuntersuchung erstellt. Diese kam damals zu dem Er-

gebnis, dass entweder eine Signalisierung des Knotenpunktes oder der Umbau zu einem Kreisverkehr 

erforderlich ist. Im Rahmen des vorliegenden Verkehrsgutachtens sollte auf Basis einer aktuellen Ver-

kehrszählung untersucht werden, ob und welche Möglichkeit für den Ausbau des Knotenpunktes B 

457 und K 166 in Betracht kommt. Zusätzlich sollte auch der benachbarte Knotenpunkt der K 166 mit 

der Hungener Straße untersucht werden.  

Im Zuge der Erstellung der Untersuchung und Gespräche mit Hessen Mobil wurde seitens der Stadt 

und des Investors der Umbau des Knotenpunktes mit einem Kreisverkehr favorisiert. Die nachfolgend 

aufgeführten Ergebnisse spiegeln die Ergebnisse der Verkehrsuntersuchung wider und haben dazu 

geführt, dass über den Bebauungsplan Bauplanungsrecht für ein Kreisverkehrsplatz Knotenpunkt K 

166 / Bundesstraße B 457 geschaffen wird. Aus diesem Grund wird die Verkehrsplanung des Knoten-

punktes als Verkehrsfläche in den Geltungsbereich des Bebauungsplanes aufgenommen, wobei die 

Innenaufteilung und Darstellung in der Plankarte zunächst unverbindlich ist. Sie dient als Nachweis, 

dass über den Bebauungsplan Bauplanungsrecht für die erforderlichen Straßenverkehrsflächen und 

Böschungen geschaffen werden kann.  

 

Nachfolgend ein Ausschnitt (Kapitel 6) aus der oben genannten Verkehrsuntersuchung: 

 

Nachrichtliche Übernahme (gemäß § 9 Abs. 6 BauGB), Hinweise und Empfehlungen verschiedener Träger 

öffentlicher Belange, die bei nachfolgenden Planungen (Bauantrag, Bauausführung, Erschließungsplanung usw.) 

beachtet werden müssen. 

 

Hessen Mobil  

Verkehrssicherheit [§ 4 FStrG, §47 HStrG] 

Die Zufahrten (Ein-/ Ausfahrten) vom Mitarbeiterparkplatz des geplanten Distributionszentrums zur Hungener 

Straße sollen von der Einmündung in die K 166 verkehrliche so entkoppelt werden, dass Rückstaus in diesen 

Knoten ausgeschlossen sind. Die Distanz zwischen Zufahrten und Knoten soll dabei mindestens 40 bis 50 Meter 

betragen. Ich empfehle auch zu prüfen, ob auf der Hungener Straße Maßnahmen für Abbieger in das Plangebiet 

erforderlich werden.  

Ausbau einer Kreuzung [§§ 4, 12 FStrG, §§ 47, 29 HstrG] 

Für den Ausbau des Knotens B 457 / K 166 zu einem Kreisverkehrsplatz ist ein prüffähiger Knotenpunktentwurf 

(Bauentwurf) gemäß den RAL (Richtlinien für die Anlage von Landstraßen, Ausgabe 2012), dem Merkblatt für 

Kreisverkehre (Merkblatt für die Anlage von Kreisverkehren, Ausgabe 2006, FGSV Verlag, Köln – FGSV 201) 

sowie dem Leitfaden zu deren Qualitätssicherung (Leitfaden zur Qualitätssicherung bei Planung, Bau und Betrieb 

von Kreisverkehren, Stand 07/2013 Hessen Mobil Straßen- und Verkehrsmanagement) einvernehmlich mit mir 

abzustimmen. Die Unterlagen bitte zunächst in Papierform, einfach, farbig, vorlegen:  

- Erläuterungsbericht mit Bestandsfotos und Planverzeichnis  

- Übersichtskarte mit Maßnahme, Netzknoten, Baubeginn/-ende (M 1:10.000) 

- Lageplan Ist/Soll mit Entwässerung, Sichtfeldern, Schleppkurven (M 1:250) 

- Regelquerschnitt (M 1:50) 

- Höhenplan (M 1: 500/50) 

- Markierungs- und Beschilderungsplan (M 1:250) 
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Am Knoten sind die erforderlichen Sichtfelder sowie die Befahrbarkeit, gemäß den Schleppkurven (Bemessungs-

fahrzeuge und Schleppkurven zur Überprüfung der Befahrbarkeit von Verkehrsflächen, Ausgabe 2001, For-

schungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen e. V., Köln, FGSV Verlag, Köln –FGSV 287, Korr:12/2005 

(bl. 2, Tab 1) für die zulässigen Fahrbeziehungen des Bemessungsfahrzeuges (Begegnungsfall Lastzug / Last-

zug), zu gewährleisten. Die Gegenfahrstreifen dürfen beim Ein-/Ausfahren nicht benutzt werden. Im Zuge der 

weiteren Planung, ist auf der B 457 die Form der Einfädelung des Verkehrs aus dem Bypass des Kreisverkehrs-

platzes in Richtung Norden noch abschließend mit mir abzustimmen. 

Vor Baubeginn müssen die Stadt Lich und die Bundesrepublik Deutschland, vertreten durch Hessen Mobil, eine 

Vereinbarung über die technischen und rechtlichen Einzelheiten schließen. Ihr wird der geprüfte Bauentwurf mit 

Markierungs- und Beschilderungsplan beigefügt werden. 
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6.3  Anlagen für den ruhenden motorisierten Individualverkehr 

Zusätzliche öffentliche oder private Parkflächen werden im Plangebiet nicht explizit ausgewiesen, da 

die Stellplätze für die Mitarbeiter sowie für die LKWs innerhalb des Industriegebietes im Bereich der 

überbaubaren Flächen vorgesehen und zulässig sind bzw. nachgewiesen werden können. Hierzu wird 

auch auf die Visualisierung auf der Seite 17 verwiesen.  

Auch im Bereich der Hungener Straße würde die Gestaltung von Parkplätzen grundsätzlich möglich 

sein, da auch hier der Straßenraum über den bereits rechtskräftigen Bebauungsplan Nr. 39 als Ver-

kehrsfläche ausgewiesen ist. Allerdings geht die Stadt Lich davon aus, dass aufgrund der Freiflächen-

planung des Vorhabenträgers die Stellplätze ausschließlich im Industriegebiet zur Verfügung gestellt 

werden. 

 

Im Bebauungsplan sind die Zu- und Abfahrten zu den privaten Mitarbeiterparkplätzen gekennzeichnet. 

Von der Bundesstraße aus kommend, unmittelbar nach dem Abzweig nach Birklar, ist ein 6 m breiter 

Einfahrtsbereich auf die Parkplatzflächen vorgesehen. In einem Abstand von ungefähr 50-60 m folgt 

dann der Ausfahrtsbereich mit einer Breite von 8,50 m. Nach weiteren ca. 120 m folgt dann die Kreis-

verkehrsanbindung für die Lkw Zu- und Abfahrten auf das Plangebiet. Somit kann der Betriebsverkehr 

zwischen LKWs und Mitarbeiter-Pkws deutlich getrennt werden, was zur Optimierung des gesamten 

Betriebsablaufes beisteuert. Im weiteren Verlauf der Hungener Straße ist ein weiterer Einfahrtsbereich 

mit 10 m auf das Gelände vorgesehen, der jedoch nur als Notzufahrt bzw. Ausfahrt vorgesehen ist. 

 

Das prognostizierte Verkehrsaufkommen für die Pkws (ca. 850 Beschäftigte) sowie die Lkw-Fahrten 

(rd. 1.280) werden in der Verkehrsuntersuchung unter Kapitel 3 ff. näher erläutert.  

 

Nachrichtliche Übernahme (gemäß § 9 Abs. 6 BauGB), Hinweise und Empfehlungen verschiedener Träger 

öffentlicher Belange, die bei nachfolgenden Planungen (Bauantrag, Bauausführung, Erschließungsplanung usw.) 

beachtet werden müssen. 

 

Deutsche Bahn AG 

Parkplätze zu Bahnseite hin 

Parkplätze und Zufahrt müssen auf ihrer ganzen Länge zur Bahnseite hin mit Schutzplanken oder ähnlichem 

abgesichert werden, damit ein unbeabsichtigtes Abrollen zum Bahngelände hin in jedem Falle verhindert wird. 

Die Schutzmaßnahmen sind in der Abhängigkeit der Örtlichkeit festzulegen und ggf. mit Blendschutz zu planen. 
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Die Schutzvorrichtung ist von den Bauherren oder dessen Rechtsnachfolgern auf ihre Kosten laufend instand zu 

setzen und ggf. zu erneuern. 

Magistrat der Stadt Lich  

Die zwei separaten Zufahrten für den Mitarbeiterplatz mit seinen geplanten 408 Stellplätzen werden skeptisch 

und problematisch gesehen, da auf kurzer Distanz zwischen geplanten Kreisel und Abfahrt Birklar insgesamt 3 

Ein-. und Ausfahrten für den fließenden Verkehr zu beachten sind und es zu Stoßzeiten zu Rückstau führen kann. 

Eine Einbindung in den KVP oder der Kompromiss zur Reduzierung auf eine Ein- und Ausfahrt ist zu prüfen. 

Auch eine Abbiegerspur Stadtauswärts ist zu prüfen, um einen Rückstau in den KVP zu vermeiden in den Stoß-

zeiten/Schichtwechseln. 

 

 

6.4  Anlagen für den öffentlichen Personennahverkehr 

Im Plangebiet selbst befindet sich keine Haltestelle des ÖPNV, aber unmittelbar angrenzend. Somit ist 

das Plangebiet über öffentliche Verkehrsmittel zur erreichen.  

 

Nachrichtliche Übernahme (gemäß § 9 Abs. 6 BauGB), Hinweise und Empfehlungen verschiedener Träger 

öffentlicher Belange, die bei nachfolgenden Planungen (Bauantrag, Bauausführung, Erschließungsplanung usw.) 

beachtet werden müssen. 

 

Hessen Mobil  

Fußgänger, Radfahrer, Öffentlicher Personennahverkehr [§ 1 BauGB, §§3, 4 ÖPNVG] 

Angesichts der allein für den Distributionspark geschätzten 850 Mitarbeiter, sind die zweckmäßige Anbindung des 

Plangebietes an den öffentlichen Personennahverkehr sowie dessen sichere Erreichbarkeit für Fußgänger und 

Radfahrer zu gewährleisten und im Bebauungsplan wie in der Begründung in angemessener Form zu berücksich-

tigen. 

Der näher zu beschreibende Standort der Haltestelle des ÖPNV ist in Bezug auf die Attraktivität des Fußgänger-

weges zum / vom Plangebiet zu beurteilen. Bei Bedarf sollte über ein zusätzliches Angebot nachgedacht werden. 

Flächen für die notwendige Infrastruktur sollten eingeplant werden. 

Im Zusammenhang mit dem vorgesehenen Kreisverkehrsplatz in der Hungener Straße, soll Fußgängern und 

Radfahrern die sichere Querung in Richtung Plangebiet ermöglicht werden. 

 

 

6.5  Wasserversorgung 

Das Plangebiet ist bereits teilweise an die Trinkwasserversorgungsanlagen angeschlossen (im Nord-

westen zum bestehenden Gewerbegebiet). Ob diese für die Erweiterung der Flächen ausreichend ist, 

muss im weiteren Planungsprozess geprüft werden. Für den überwiegenden Teil des Plangebietes 

müssen die Wasserversorgungsleitungen neu verlegt werden. 

 

 



Stadt Lich, Kernstadt, Bebauungsplan Nr. 32 „Langsdorfer Höhe“ 49 

 

 

 

 

  

Planungsbüro Fischer – 35435 Wettenberg  Satzung 09/2019 

6.6 Abwasserentsorgung 

Im Plangebiet befinden sich nur im Nordwesten Leitungen zur Abwasserentsorgung. Für den überwie-

genden Teil des Plangebietes muss die Abwasserentsorgung neu verlegt werden. Inwieweit ein An-

schluss an die bestehenden Leitungen im Bereich der Hungener Straße und Gottlieb-Daimler-Straße 

möglich ist, muss im weiteren Planungsprozess geprüft werden.  

 

 

6.7  Elektrizitäts- und Gasversorgung, Kommunikationslinien 

Die geplanten Nutzungen auf dem Betriebsgelände sind derzeit nicht an das Stromnetz angeschlos-

sen. Der Bedarf von Strom muss in Abhängigkeit der geplanten Nutzung und in Abstimmung mit dem 

Versorger eruiert werden.  

Im Plangebiet befinden sich nach derzeitigem Kenntnisstand nur in den Randbereichen Kommunikati-

onslinien oder andere Versorgungsleitungen. Die Lage weiterer Leitungen der Ver- und Entsorgung 

(Strom, Telekom etc.) werden im weiteren Verfahren nachrichtlich aufgenommen. 

 

 

Nachrichtliche Übernahme (gemäß § 9 Abs. 6 BauGB), Hinweise und Empfehlungen verschiedener Träger 

öffentlicher Belange, die bei nachfolgenden Planungen (Bauantrag, Bauausführung, Erschließungsplanung usw.) 

beachtet werden müssen. 

 

Telekom  

Die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend Telekom genannt) – als Netzeigentümerin und Nutzungsberech-

tigte i. S. v. §68 Abs. 1 TKG – hat die Deutsche Telekom Technik GmbH beauftragt und bevollmächtigt, alle 

Rechte und Pflichten der Wegsicherung wahrzunehmen sowie alle Planverfahren Dritter entgegenzunehmen und 

dementsprechend die erforderlichen Stellungnahmen abzugeben. 

Im Planbereich befinden sich entlang der Randzonen Telekommunikationslinien (TK-Linien) der Telekom, die aus 

beigefügten Plänen ersichtlich sind.  

Hierzu gehören auch die TK-Linien zur Versorgung des Gebäudes „Gottlieb-Daimler-Straße 18“ der Firma 

Branopac. De Bestand und der Betrieb der vorhandenen TK-Linien muss weiterhin gewährleistet bleiben.  

Die außer Betrieb genommenen TK-Linien sind rot gekennzeichnet.  

Die im Bereich der geplanten Kreisel Hungener Straße / Carl-Benz-Ring und Hungener Straße / B 457 liegenden, 

hochwertigen TK-Linien der Telekom werden von der Planung berührt und müssen infolgedessen gesichert, ver-

ändert oder verlegt werden. 

Wir bitten dem Vorhabenträger aufzuerlegen, dass dieser für das Vorhaben einen Bauablaufzeitenplan aufstellt 

und mit uns unter Berücksichtigung der Belange der Telekom abzustimmen hat, damit Bauvorbereitung, Aus-

schreibung von Tiefbauleistungen Materialbestellung, Kabelverlegung usw. rechtzeitig eingeleitet werden können. 

Für unsere Baumaßnahme wird eine Vorlaufzeit von 3 Monaten benötigt.   

 

Oberhessengas Netz GmbH 

Da wir gegebenenfalls im Zuge von Baumaßnahmen auch Erdgasleitungen verlegen möchten, bitten wir Sie, uns 

in den weiteren Planungen einzubinden. 
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6.8  Brandschutz  

Da es sich vorliegend um eine Neuplanung handelt, erfolgt im Rahmen der nachfolgenden Erschlie-

ßungsplanung und Baugenehmigung eine Regelung zum Brandschutz. Hierzu fanden bereits beim 

Kreis erste Gespräche statt. 

 

Nachrichtliche Übernahme (gemäß § 9 Abs. 6 BauGB), Hinweise und Empfehlungen verschiedener Träger 

öffentlicher Belange, die bei nachfolgenden Planungen (Bauantrag, Bauausführung, Erschließungsplanung usw.) 

beachtet werden müssen. 

 

Kreisausschuss, Brandschutz  

Im gesamten bebauten Gebiet sind ausreichende bemessene Rettungswege und Aufstellflächen für Feuerlösch- 

und Rettungsfahrzeuge vorzusehen und festzulegen, damit im Brandfall oder die Durchführung notwendiger Ret-

tungsmaßnahmen auch wirksame Lösch- bzw. Rettungsarbeiten durchgeführt werden können. Die Richtlinie über 

Flächen für die Feuerwehr lt. Fassung vom Februar 2007 und zuletzt geändert durch Beschluss der Fachkom-

mission Bauaufsicht vom Oktober 2009 und die Vorgaben aus der DIN 14090 für Flächen der Feuerwehr sind 

einzuhalten. Zufahrten, Aufstell- und Bewegungsflächen für die Feuerwehr sind ständig, auch während der Bau-

arbeiten und Baustelleneinrichtungen, freizuhalten. 

Die aktuelle Hess. Bauordnung (HBO) vom 18.06.2002 – in Kraft ab 01.10.2002-, zuletzt geändert 2018, ist zu 

beachten und einzuhalten, insbesondere weise ich auf die §§ 

 

2    -  Begriffe 

3    -  Allgemeine Anforderungen 

4    -  Das Grundstück und seine Bebauung 

5    -   Zugänge und Zufahrten auf den Grundstücken 

6   -  Abstandsflächen und Abstände 

14  -  Brandschutz 

 

Für die Sicherstellung der erforderlichen Löschwasserversorgung im Gesamtbereich des Planentwurfes ist das 

Arbeitsblatt W 405 –Technische Regeln- Bereitstellung von Löschwasser durch die öffentliche Trinkwasserver-

sorgungsanlagen – des Deutschen Vereins des Gas- und Wasserfaches e.V.  zu beachten und einzuhalten. Die-

ses Arbeitsblatt ist als anerkannte Regeln der Technik für die Festlegung des Löschwasserbedarfes heranzuzie-

hen (Grundschutz).  

 

Gemäß Arbeitsblatt W 405 beträgt der erforderliche Löschwasserbedarf für das Industriegebiet (GI) im Bereich 

der angegebenen Baumassenzahl über 10,0 mit max. zulässigen 3 Vollgeschosse diese bei mittlerer Gefahr der 

Brandausbreitung mind. 192 cbm/h = 3.200 l/min. Diese Löschwassermenge muss über einen Zeitraum von 

mind. 2 Std. zur Verfügung stehen, wobei der Fließdruck bei max. Wasserentnahme aus dem Hydranten 1,5 bar 

nicht unterschreiten darf.  

 

Kann für das Baugebiet die erforderliche Löschwassermenge nicht in ausreichendem Maße sichergestellt wer-

den, so sind Ersatzmaßnahmen durchzuführen, z.B. unterirdische Löschwasserbehälter nach DIN 14230, Lösch-

wasserteiche nach DIN 14210 oder  Löschwasserbrunnen nach DIN 14220. Sollte eine der o.a. Ersatzmaßnahme 

zur Ausführung kommen, so ist darauf zu achten, dass diese zu jeder Zeit erreichbar sein muss. Die Zufahrt zu 

dieser Ersatzmaßnahme muss der Richtlinie über Flächen für die Feuerwehr lt. Fassung vom Februar 2007 und 
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zuletzt geändert durch Beschluss der Fachkommission Bauaufsicht vom Oktober 2009 und den Vorgaben aus der 

DIN 14090 Flächen für die Feuerwehr entsprechen.  

 

Die Bereitstellung des Löschwassers aus den öffentlichen Trinkwasserversorgungsanlagen ist durch Überflurhyd-

ranten nach DIN 3222 sicherzustellen. Der Abstand der Hydranten untereinander sollte unter 150m betragen. Es 

wird hiermit auf das Arbeitsblatt W 400 Teil - Technische Regeln Wasserverteilungsanlagen (TRWV), Teil 1: Pla-

nung – verwiesen. 

 

Die in diesem Gebiet vorhandenen bzw. einzubauenden Hydranten sind in Verbindung mit dem gesamten Rohr-

netz so abzuschiebern, dass bei der Durchführung von evtl. Reparaturarbeiten bzw. möglichen Rohrbrüchen nicht 

das gesamte Rohrleitungsnetz abgestellt werden muss und jederzeit die erforderliche Löschwassermenge zur 

Verfügung steht.  

 

Dies ist auch erforderlich beim Betrieb von netzabhängigen Druckerhöhungsanlagen, auch hier ist die jederzeitige 

Löschwasserentnahme auch bei Stromausfall sicherzustellen. Weitere Einzelheiten sind im Benehmen mit der 

zuständigen Brandschutzdienststelle beim LK Gießen festzulegen. Der entsprechende Nachweis zur Löschwas-

serversorgung ist der Brandschutzdienststelle des Kreises bei Beantragung der Baugenehmigung vorzulegen. 

Nach Inkrafttreten der Hessischen Bauordnung vom 28.05.2018 wird insbesondere auf den § 5 –Zugänge und 

Zufahrten auf den Grundstücken- und den § 14 –Brandschutz- verwiesen.  

 

In § 36 HBO ist zwingend vorgeschrieben, dass Gebäude, deren zweiter Rettungsweg über Rettungsgeräte der 

Feuerwehr führt und bei denen die Oberkante der Brüstungen notwendiger Fenster oder sonst zum Anleitern 

bestimmter Stellen mehr als 8m über der Geländeoberfläche liegt, nur errichtet werden dürfen, wenn die erforder-

lichen Rettungsgeräte von der Feuerwehr vorgehalten werden. Einzelheiten sind im Benehmen mit der zuständi-

gen Bauaufsichtsbehörde sowie der Brandschutzdienststelle des Kreises festzulegen. Im Übrigen weise wir da-

rauf hin, dass die Verpflichtung besteht, weitergehende gesetzliche Vorschriften, die ergangenen Weisungen, 

sowie die geltenden Regeln der Technik beachtet und eingehalten werden müssen.  

 

Löschwasserversorgung 

Gemäß §3 Abs. 1 Nr. 4 des Hessischen Gesetzes über den Brandschutz, die Allgemeine Hilfe und den Katastro-

phenschutz (HBKG) in der Fassung vom 14. Januar 2014 haben die Gemeinden für eine den örtlichen Verhält-

nissen angemessene Löschwasserversorgung zu sorgen. 

Hierbei ist die von der vorgesehenen Bebauung ausgehende konkrete Gefahrensituation ein wesentliches Kriteri-

um. Die Gemeinde hat im Rahmen der Bedarfs- und Entwicklungsplanung für den Brandschutz und die Allgemei-

ne Hilfe das Gefahrenpotenzial zu ermitteln und den hierfür erforderlichen Löschwasserbedarf (Grundschutz) 

festzulegen. 

Als Orientierungshilfe für einen angemessenen Löschwasserbedarf kann das Arbeitsblatt W 405 (A) Wasserver-

sorgung-Brandschutz des Deutschen Vereins des Gas- und Wasserfaches e.V. (DVGW) dienen. 

In der nachstehenden Tabelle sind die Richtwerte für den erforderlichen Löschwasserbedarf in Abhängigkeit der 

Bebauung des v. g. Plangebietes und der s. g. Geschossflächenzahl angegeben. Aus den von Ihnen mitgeteilten 

Planungsgrößen ergibt sich als Richtwert nachfolgender Löschwasserbedarf: 

GI/GFZ = (>1,2) = 192 m³ = (3200 l/Min) 

Hydranten sind so anzuordnen, dass sie die Wasserentnahme leicht ermöglichen. 

Die Löschwasserversorgung für den ersten Löschangriff zur Brandbekämpfung und zur Rettung von Personen 

muss in einer Entfernung von 75m Lauflinie bis zum Zugang des Grundstücks von der öffentlichen Verkehrsfläche 

aus sichergestellt sein. 

Entnahmestellen mit 400 l/min (24 m³/h) sind vertretbar, wenn die gesamte Löschwassermenge des Grundschut-

zes in einem Umkreis (Radius) von 300m aus maximal 2 Entnahmestellen sichergestellt werden kann. 
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Der insgesamt benötigte Löschwasserbedarf ist in einem Umkreis (Radius) von 300 m nachzuweisen. Diese 

Regelung gilt nicht über unüberwindbare Hindernisse hinweg. Das sind z.B. Bahntrassen, mehrspurige Schnell-

straßen sowie große, langgestreckte Gebäudekomplexe, die die tatsächliche Laufstrecke zu den Löschwasser-

entnahmestellen unverhältnismäßig verlängern. 

Sofern die obigen Anforderungen an die Löschwasserversorgung nicht hinreichend erfüllt werden können, müs-

sen andere Möglichkeiten, zum Beispiel durch unterirdische Löschwasserbehälter,-brunnen,-teiche bzw. bei zu 

großen Entfernungen weitere Hydranten erwogen werden. 

Die Abstimmung zur Ausführung und zur Kostenübernahme erfolgt im Bedarfsfall zwischen der Gemeinde und 

dem Wasserversorgungsunternehmen.  

Anmerkung 

Nach §45 HBKG können Eigentümerinnen und / oder Eigentümer, Besitzerinnen und / oder Besitzer sowie sons-

tige Nutzungsberechtigte abgelegener baulicher Anlagen, die nicht über eine ausreichende Löschwasserversor-

gung verfügen von der Gemeinde verpflichtet werden, ausreichender Löschmittel zur Verfügung zu stellen.  

Im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens wird je nach Brandbelastung oder Sonderbauvorschriften für die 

einzelnen Objekte die Löschwassermenge festgesetzt. Dies kann unter Umständen von der Höhe des Grund-

schutzes abweichen. 

Sonstige Maßnahmen 

Die Zufahrten sind so zu befestigen, dass sie von Feuerwehrfahrzeugen mit einer zulässigen Gesamtmasse von 

16t und einer Achslast von 10t befahren werden können. Im Übrigen wird auf die „Muster-Richtlinien über Flächen 

für die Feuerwehr“ in der jeweils gültigen Fassung verwiesen. 

Die lichte Breite geradliniger Zufahrten muss mindestens 3m betragen. Wird eine Zufahrt auf einer Länge von 

mehr als 12m beidseitig durch Bauteile (z.B. Wände, Pfeiler) begrenzt, so muss die lichte Breite mindestens 3,5m 

betragen. 

Gemäß §13 Abs. 3 HBO dürfen Gebäude, bei denen der zweite Rettungsweg über Rettungsgeräte der Feuer-

wehr führt und bei denen die Oberkante der Brüstungen von zum Anleitern bestimmter Fenster oder Stellen mehr 

als 8m über die Geländeoberfläche liegt, nur errichtet werden, wenn die Feuerwehr über die erforderlichen Ret-

tungsgeräte, wie Hubrettungsfahrzeuge, verfügt. 

Bäume sind so anzupflanzen, dass das Astwerk nicht (auch nicht zu einem späteren Zeitpunkt ) in die Fahrbahn 

hineinragt. Im Bereich von notwendigen Aufstellflächen für Hubrettungsfahrzeuge dürfen keine Bäume ange-

pflanzt werden. Sträucher und Gehölz niedriger Wuchshöhe sind davon ausgenommen. 

 

 

6.9  Abfälle 

Da es sich vorliegend um eine Neuplanung handelt, erfolgt im Rahmen der nachfolgenden Erschlie-

ßungsplanung und Baugenehmigung eine Regelung zum Umgang mit Abfällen. Weitere Hinweise sind 

im Umweltbericht zum Bebauungsplan aufgeführt. 

 

Nachrichtliche Übernahme gemäß § 9 Abs.6 BauGB, Hinweise und Empfehlungen verschiedener Träger 

öffentlicher Belange, die bei nachfolgenden Planungen (Bauantrag, Bauausführung, Erschließungsplanung usw.) 

beachtet werden müssen.  

 
Siehe nachfolgende Seite 
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Regierungspräsidium Gießen 

Bei Bau-, Abriss und Erdarbeiten im Plangebiet sind die Vorgaben im Merkblatt „Entsorgung von Bauabfällen“ 

(Baumerkblatt, Stand 01.09.2018) der Regierungspräsidien in Hessen zu beachten (www.rp-giessen.hessen.de, 

Umwelt & Natur, Abfall, Bau- und Gewerbeabfall, Baustellenabfälle). 

Das Baumerkblatt enthält Informationen im Hinblick auf eine ordnungsgemäße Abfalleinstufung, Beprobung, 

Trennung und Verwertung/Beseitigung von Bauabfällen (z.B. Bauschutt und Bodenaushubmaterial sowie gefähr-

liche Bauabfälle wie z.B. Asbetzemenplatten). 

https://rp-giessen.hessen.de/sites/rp-giessen.hessen.de/files/contentdownloads/Baumerkblatt 090515 Stand 

131014 0.pdf  

 

 

 

7 Flächenbilanz  

Um die künftige Nutzungsaufteilung im Baugebiet zu dokumentieren und den neuen Eingriff in Natur 

und Landschaft besser bewerten zu können, wird für das Plangebiet eine Flächenbilanz aufgestellt 

(digital errechnet im Maßstab 1:1000). 

 

 Gesamtfläche Plangebiet    284.171 m² 

   

 Industriegebiet insgesamt    227.614 m² 

 Industriegebiet 1    202.500 m² 

 Industriegebiet 2      11,271 m² 

 Industriegebiet 3      13.843 m² 

(max. mögliche VersiegelungGRZ 0,8    182.091 m²) 

 

 Erschließungsstraßen/Wendeanlagen/Knotenpunkt  21.732 m² 

 Bahnfläche         370 m² 

 RRB      7.456 m² 

 RRM      5.013 m² 

 Landwirtschaftlicher Wege      5.401 m² 

 Wasserflächen / Gräben         399 m² 

 Ausgleichsflächen Insgesamt Karte 1/2    16.186 m² 

 

Eine Bewertung des Eingriffs in Natur und Landschaft wird im Entwurf - 2 Offenlage im Umweltbericht 

aufgeführt. Ausgleichsflächen und Maßnahmen in der Plankarte 2/2 werden nicht in der o.a. Flächen-

bilanz des BP aufgeführt. 
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8 Bodenordnung 

Ein Bodenordnungsverfahren gemäß §§ 45 und 80 ff BauGB ist erforderlich. 

 

 

 

9 Baugrundbeschreibung, Bergrecht, Altlasten, Bodenschutz 

Erkenntnisse über den Baugrund oder Bergbau liegen derzeit noch nicht vor. 

 
Altlasten oder Altstandorte sind der Stadt Lich im Plangebiet derzeit nicht bekannt. 
 

Nachfolgend werden verschiedene Empfehlungen zum vorsorgenden Bodenschutz aufgeführt, die 

nachfolgend als Hinweise für die Planungsebenen der Bauausführung und Erschließungsplanung vom 

Bauherrn/Vorhabenträger zu beachten sind: 

 

1. Maßnahmen zum Bodenschutz bei der Baudurchführung (zum Beispiel Schutz des Mutterbo-

dens nach § 202 Baugesetzbuch); von stark belasteten / befahrenen Bereichen ist zuvor der 

Oberboden abzutragen. 

2. Vermeidung von Bodenverdichtungen (Aufrechterhaltung eines durchgängigen Porensystems 

bis in den Unterboden, muss Infiltrationsvermögen) - bei verdichtungsempfindlichen Böden 

(Feuchte) und Böden mit einem hohen Funktionserfüllungsgrad hat die Belastung des Bodens 

zu gering wie möglich zu erfolgen, d.h. gegebenenfalls der Einsatz von Baggermatten / breiter 

Rädern / Kettenlaufwerken etc. und die Berücksichtigung der Witterung beim Befahren von 

Böden  -siehe Tab. 4-1, Arbeitshilfe „Rekultivierung von Tagebau- und sonstigen Abgrabungs-

flächen -HMUKLV, Stand März 2017. 

3. Ausreichend dimensionierte Baustelleneinrichtung und Lagerflächen nach Möglichkeit im Be-

reich bereits verdichteter bzw. versiegelter Boden (gegebenenfalls Verwendung von Geotextil, 

Tragschotter). 

4. Ausweisung von Bodenschutz- / Tabuflächen bzw. Festsetzungen nicht überbaubarer Grund-

stücksflächen. 

5. wo logistisch möglich, sind Flächen vom Baustellenverkehr auszunehmen, zum Beispiel durch 

Absperrung mit Bauzäunen oder Einrichtung fester Baustraßen und Lagerflächen - boden-

schonende Einrichtung und Rückbau. 

6. Vermeidung von Fremdzufluss (zum Beispiel zufließendes Wasser von Wegen) der gegebe-

nenfalls vom Hang herabkommende Niederschlag ist (zum Beispiel durch Entwässerungsgra-

ben an der hangaufwärts gelegenen Seite des Grundstückes) während der Bauphase um das 

unbegrünte Grundstück herumzuleiten, Anlegen von Rückhalteeinrichtungen und Retentions-

flächen. 

7. Technische Maßnahmen zum Erosionsschutz. 
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8. Sachgerechte Zwischenlagerung und Wiedereinbau des Oberbodens (DIN 18915, DIN 

19731). 

9. Lagerflächen vor Ort sind aussagekräftig zu kennzeichnen; die Höhe der Boden-Mieten darf 2 

m bzw. 4 m (bei Ober- bzw. Unterboden) nicht übersteigen. Die Bodenmieten dürfen nicht be-

fahren werden und sind bei mehrmonatiger Standzeit zu profilieren (gegebenenfalls Verwen-

dung von Geotextil, Erosionsschutzmatte), gezielt zu Begrünen und regelmäßig zu kontrollie-

ren. 

10. Fachgerechter Umgang mit Bodenaushub und Wiederverwertung des Bodenaushubs am Ein-

griffsort (Ober- und Unterboden separat ausbauen, lagern und in der ursprünglichen Reihen-

folge wieder einbauen). 

11. Angaben zu Ort und Qualität der Verfüllmaterialien. 

12. Beseitigung von Verdichtungen im Unterboden, d.h. verdichteter Boden ist nach Abschluss 

der Bauarbeiten und vor Auftrag des Oberbodens und der Eingrünung zu lockern (Tiefenlo-

ckerung). Danach darf der Boden nicht mehr befahren werden. 

13. Zuführen organischer Substanz und Kalken (Erhaltung der Bodenstruktur, hohe Gefügestabili-

tät, hohe Wasserspeicherfähigkeit, positive Effekte auf Bodenorganismen). 

14. Zur Herstellung einer durchwurzelbaren Bodenschicht kann die Arbeitshilfe „Rekultivierung 

von Tagebau- und sonstigen Abgrabungsflächen -HMUKLV Stand März 2018“ hilfsweise her-

angezogen werden. 

Für die zukünftigen Bauherren sind nachfolgende Infoblätter des Hessischen Ministeriums für Umwelt, 

Klimaschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz zu beachten: 

- Boden - mehr als Baugrund, Bodenschutz für bauausführende 

- Boden - damit der Garten funktioniert, Bodenschutz für Häuslebauer 

 

Im Vorfeld der Beteiligung der Träger öffentlicher Belange wurde seitens der Stadt Lich der Kampfmit-

telräumdienst des Landes Hessen angeschrieben. Mit Schreiben vom 9.4.2019 hat das der Kampfmit-

telräumdienst mitgeteilt, dass es für das Plangebiet aussagefähige Luftbilder vorliegen. Eine Auswer-

tung der Luftbilder hat keinen begründeten Verdacht ergeben, dass mit dem Auffinden von Bomben-

blindgängern zu rechnen ist. Da auch sonstige Erkenntnisse über eine mögliche Munitionsbelastung 

dieser Fläche nicht vorliegen, ist eine systematische Flächenabsuche nicht erforderlich. Soweit entge-

gen den vorliegenden Erkenntnissen im Zuge der Bauarbeiten doch ein kampfmittelverdächtiger Ge-

genstand gefunden werden sollte, wird gebeten, den Kampfmittelräumdienst unverzüglich zu verstän-

digen. 

 

Nachrichtliche Übernahme (gemäß § 9 Abs. 6 BauGB), Hinweise und Empfehlungen verschiedener Träger 

öffentlicher Belange, die bei nachfolgenden Planungen (Bauantrag, Bauausführung, Erschließungsplanung usw.) 

beachtet werden müssen. 

 

Siehe nachfolgende Seite 
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Kreisausschuss Landkreis Gießen 

Nach der Begründung zum Bebauungsplan sind im Rahmen der Umsetzung größere Geländemodulationen er-

forderlich. Die einschlägigen bodenschutzrechtlichen Bestimmungen sind bei der weitergehenden Planung und 

Umsetzung zu beachten. 

 

Oberhessengas Netz GmbH 

Wir nehmen Bezug auf Ihre Email vom 04.07.2018 und teilen mit, dass sich im Planungsbereich Erdgasleitungen 

befinden und dass wir zu oben genannter Baumaßnahme keinen Einwand haben. Die Bestandsplanausschnitte 

liegen Ihnen bereits vor. 

 

Regierungspräsidium Darmstadt, Kampfmittelräumdienst 

Eine Auswertung der Luftbilder hat keinen begründeten Verdacht ergeben, dass mit dem Auffinden von Bomben-

blindgängern zu rechnen ist. Da auch sonstige Erkenntnisse über eine mögliche Munitionsbelastung dieser Flä-

che nicht vorliegen, ist eine systematische Flächenabsuche nicht erforderlich. 

Soweit entgegen der vorliegenden Erkenntnisse im Zuge der Bauarbeiten doch ein kampfmittelverdächtiger Ge-

genstand gefunden werden sollte, bitte ich Sie, den Kampfmittelräumdienst unverzüglich zu verständigen. 

Sie werden gebeten, diese Stellungnahme in allen Schritten des Bauleitverfahrens zu verwenden, sofern sich 

keine wesentlichen Flächenänderungen ergeben. 

Für die Ausgleichsflächen auf Plankarte 2 

Sofern die Fläche nicht sondierfähig sein sollte (z.B. wg. Auffüllungen, Versiegelungen oder sonstigen magneti-

schen Anomalien), sind aus Sicherheitsgründen weitere Kampfmittelräummaßnahmen vor bodeneingreifenden 

Bauarbeiten erforderlich. 

Es ist dann notwendig, einen evtl. vorgesehenen Baugrubenverbau (Spundwand, Berliner Verbau usw.) durch 

Sondierungsbohrungen in der Verbauachse abzusichern. Sofern eine sondierfähige Messebene vorliegt, sollen 

die Erdaushubarbeiten mit einer Flächensondierung begleitet werden. 

Zu Ihrer eigenen Sicherheit sollten Sie sich bescheinigen lassen, dass die Kampfmittelräumungsarbeiten nach 

dem neuesten Stand der Technik durchgeführt wurden. Der Bescheinigung ist ein Lageplan beizufügen, auf dem 

die untersuchten Flächen dokumentiert sind. Weiterhin ist das verwendete Detektionsverfahren anzugeben. 

Für die Dokumentation der Räumdaten beim Kampfmittelräumdienst des Landes Hessen wurde das Datenmodul 

KMIS-R entwickelt. Wir bitten Sie, bei der Beauftragung des Dienstleisters auf die Verwendung des Datenmoduls 

KMIS-R hinzuweisen. 

Hierfür ist es erforderlich, dass die überprüften und geräumten Flächen örtlich mit den Gauß/Krüger Koordinaten 

eingemessen werden. 

Wir bitten Sie nach Abschluss der Arbeiten um Übersendung des Lageplans und der KMIS-R-Datei, welche Sie 

durch die von Ihnen beauftragte Fachfirma erhalten. 

Das Datenmodul KMIS-R können Sie kostenlos von der nachstehenden Internetseite des Kampfmittelräumdiens-

tes downloaden: http://www.rp-darmstadt.hessen.de  

(Sicherheit und Ordnung, Gefahrenabwehr, Kampfmittelräumdienst)  

Die Kosten für die Kampfmittelräumung (Aufsuchen, Bergen, Zwischenlagern) sind vom Antragstel-

ler/Antragstellerin, Interessenten/Interessentin oder sonstigen Berechtigten (z.B. Eigentümer/Eigentümerin, Inves-

tor/Investorin) zu tragen. Die genannten Arbeiten sind daher von diesen selbst bei einer Fachfirma in Auftrag zu 

geben und zu bezahlen. 

Für die Dokumentation der durchgeführten Kampfmittelräumung werden die örtlichen Gauß/Krüger-Koordinaten 

benötigt. 
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Bei der Angebotseinholung oder der Beauftragung einer Fachfirma bitte ich immer das v. g. Aktenzeichen anzu-

geben und eine Kopie dieser Stellungnahme beizufügen. 

Als Anlage übersende ich Ihnen die Allgemeinen Bestimmungen für die Kampfmittelräumung im Lande Hessen. 

Da Kampfmittelräumarbeiten im Voraus schwer zu berechnen sind, halte ich die Abrechnung der Leistungen nach 

tatsächlichem Aufwand für unumgänglich. Dies ist  in jedem Falle Voraussetzung für eine positive Rechnungsprü-

fung zum Zwecke der Kostenerstattung durch den Bund gem. Nr. 3 der Allgemeinen Bestimmungen für die 

Kampfmittelräumung. 

Eine Kopie des Auftrages bitte ich mir zur Kenntnisnahme zuzusenden. 

Den Abtransport – ggf. auch die Entschärfung – und die Vernichtung der gefundenen Kampfmittel wird das Land 

Hessen – Kampfmittelräumdienst – weiterhin auf eigene Kosten übernehmen. 

Regierungspräsidium Gießen 

Die Altflächendatei ist Teil des Bodeninformationssystems nach §7 des Hessischen Altlasten- und Bodenschutz-

gesetzes (HAltBodSchG). Dort sind die den Bodenschutzbehörden bekannten Informationen zu Altstandorten, 

Altablagerunen, altlastenverdächtigen Flächen, Altlasten, Grundwasserschadensfällen und schädlichen Boden-

veränderungen hinterlegt. Die Daten werden von den Kommunen, den Unteren Bodenschutzbörden (UBB), den 

Oberen Bodenschutzbehörden (RP) und dem Hessischen Landesamt für Naturschutz, Umwelt, und Geologie 

(HLNUG) erfasst, gemeldet und ggf. aktualisiert. 

RP Gießen Bergaufsicht 

Bei Baumaßnahmen im Bereich der o.g. Bauleitplanung ist auf Spuren ehemaligen Bergbaus zu achten; ggf. sind 

entsprechende bauliche Sicherungsmaßnahmen zu treffen. 

Der Geltungsbereich liegt im Gebiet mehrerer erloschener Bergwerksfelder, in denen bergbauliche Untersu-

chungsarbeiten in Schächten durchgeführt und das Rohstoffvorkommen nachgewiesen wurden. Die örtliche Lage 

dieser bergbaulichen Arbeiten und der Schächte ist hier nicht bekannt. Hinweislich teile ich mit, dass nach der 

Rohstoffsicherungskarte der Hessischen Landesamt für Naturschutz, Umwelt und Geologie liegen die Flächen 25 

und 27 der Plankarte 2 in einem Vorbehaltsgebiet für oberflächennahe Lagerstätten (Roterden, lateritisch, bauxit-

haltig). Konkrete Abbauplanungen für diese Lagerstätte sind hier nicht bekannt. 

 

 

 

10 Denkmalschutz 

Bodendenkmäler im Plangebiet sind der Stadt Lich bisher nicht bekannt. 

 

Nachrichtliche Übernahme gemäß § 9 Abs.6 BauGB, Hinweise und Empfehlungen verschiedener Träger öffent-

licher Belange, die bei nachfolgenden Planungen (Bauantrag, Bauausführung, Erschließungsplanung usw.) be-

achtet werden müssen.  
 

Bei Erdarbeiten können jederzeit Bodendenkmäler wie Mauern, Steinsetzungen, Bodenverfärbungen und andere 

Funde, wie z.B. Scherben, Steingeräte, Skelettreste entdeckt werden. Diese sind nach § 20 DSchG unverzüglich 

dem Landesamt für Denkmalpflege zu melden: Funde und Fundstellen sind in unverändertem Zustand zu erhal-

ten und in geeigneter Weise bis zu einer Entscheidung zu schützen (§ 20,3 DSchG). Bei sofortiger Meldung ist in 

der Regel nicht mit einer Verzögerung der Bauarbeiten zu rechnen. 
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Landesamt für Denkmalpflege Hessen 

Es ist damit zu rechnen, dass durch die Bebauung Kulturdenkmäler im Sinne von §2 Abs. 2 HDSchG (Boden-

denkmäler) zerstört werden. 

Um Qualität und Quantität der archäologischen Befunde zu überprüfen und um später zu fundierten Stellung-

nahmen im Rahmen von bauordnungsrechtlichen oder denkmalschutzrechtlichen Genehmigungsverfahren zu 

gelangen, ist ein archäologisches Gutachten, d. h. eine vorbereitende Untersuchung gemäß §20. Abs. 1 Satz 2 

HDSchG erforderlich, deren Kosten vom Plangeber in seiner Eigenschaft als Verursacher zu tragen sind.  

 

 

 

11 Immissionsschutz  

Im Rahmen der Abwägung nach § 1 Abs.7 BauGB sind die Belange des Immissionsschutzes entspre-

chend zu würdigen. Nach den Vorgaben des § 50 Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) sind 

bei raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen, die für eine bestimmte Nutzung vorgesehenen 

Flächen einander so zuzuordnen, dass schädliche Umwelteinwirkungen auf die ausschließlich oder 

überwiegend dem Wohnen dienenden Gebiete sowie auch sonstige schutzbedürftige Gebiete soweit 

wie möglich vermieden werden.  

Im Zuge der Planung zum Entwurf 2007/2008 wurde bereits ein Schallschutzgutachten angefertigt. 

Aufgrund der neuen planerischen Rahmenbedingungen (neue gesetzliche Grundlagen, neuer Vorha-

benträger, neue Planung in Verbindung mit der Anbindung an die Bundesstraße) können sich Ände-

rungen ergeben, obwohl die bisherigen Flächenzuordnungen von Industriegebiet und Gewerbegebiet 

beibehalten werden und somit den genannten Vorgaben des § 50 BImSchG und der Baunutzungsver-

ordnung entsprochen werden kann (Trennungsgrundsatz). Aufgrund der geplanten Nutzung ist daher 

eine neue schalltechnische Untersuchung10 in Auftrag gegeben, deren Ergebnisse zusammenfassend 

aus dem Erläuterungsbericht nachfolgend aufgeführt werden.   

 

Nachrichtliche Übernahme (gemäß § 9 Abs. 6 BauGB), Hinweise und Empfehlungen verschiedener Träger 

öffentlicher Belange, die bei nachfolgenden Planungen (Bauantrag, Bauausführung, Erschließungsplanung usw.) 

beachtet werden müssen. 

 

Hessen Mobil  

Maßnahmen gegen Emissionen der B 457 und der K 166 gehen zu Lasten der Stadt. 

 

Deutsche Bahn AG 

Immissionen 

Durch den Eisenbahnbetrieb und die Erhaltung der Bahnanlagenentstehen Emissionen (insbesondere Luft- und 

Körperschall, Abgase, Funkenflug, Abriebe z.B. durch Bremsstäube elektrische Beeinflussungen durch magneti-

sche Felder etc.) die zu Immissionen an benachbarter Bebauung führen können. Gegen die aus dem Eisenbahn-

betrieb ausgehenden Emissionen sind erforderlichenfalls von der Gemeinde oder den einzelnen Bauherrn auf 

eigene Kosten geeignete Schutzmaßnahmen vorzusehen bzw. vorzunehmen. 

                                                 
10 Planungsbüro für Lärmschutz Altenberge GmbH, Projektnummer 70 423/19 vom April 2019 
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Die Empfehlungen aus dem Gutachten für planungsrechtliche Festsetzungen im Bebauungsplan sind 

gänzlich übernommen worden (Festsetzungen 1.1.1 und 1.1.3). Weitere Informationen und Bewertun-

gen sind dem Erläuterungsbericht zur Schalltechnischen Untersuchung zu entnehmen, auf die hiermit 

verwiesen wird. 

 

Nachrichtliche Übernahme gemäß § 9 Abs.6 BauGB, Hinweise und Empfehlungen verschiedener Träger öffent-

licher Belange, die bei nachfolgenden Planungen (Bauantrag, Bauausführung, Erschließungsplanung usw.) be-

achtet werden müssen.  

 

Hessen Mobil, Straßen- und Verkehrsmanagement Schotten  

Grundsätzlich können gegen die Straßenbaubehörde keine Ansprüche auf Immissionsschutzmaßnahmen geltend 

gemacht werden.  

 

Öffentlichkeit 

Seitens der Öffentlichkeit wird die Erforderlichkeit eines Gutachtens über die zu erwartende Lichtemissionen 

gegenüber Menschen, der Fauna, der angrenzenden Bundesstraße wie auch des Flugverkehrs angemerkt. (Das 

Planungsbüro verweist auf die nachfolgende Bauantragsebene und die konkrete Beurteilung möglicher Lichte-

missionen anhand der Objektplanung).  

 

 

 

12 Erneuerbare Energien 

Gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7f BauGB sind bei der Aufstellung von Bauleitplänen die Nutzung erneuerbarer 

Energien sowie die sparsame und effiziente Nutzung von Energien zu berücksichtigen. Der Beitrag 

der Bauleitplanung zum Umwelt- und Naturschutz erfolgt damit auch für die Ziele des globalen Klima-

schutzes. Dies verbessert die Möglichkeiten von Gemeinden und Vorhabenträger, die Belange des 

Klimaschutzes im Rahmen der gemäß § 1 Abs. 7 BauGB vorzunehmenden Abwägung zu gewichten. 

Ferner wurde den Gemeinden bereits mit der BauGB-Novelle 2004 die Möglichkeit eingeräumt, mit 

dem Abschluss von städtebaulichen Verträgen auch die Umsetzung von energiepolitischen und ener-

giewirtschaftlichen Vorstellungen sicherzustellen.  

Mit dem am 30.07.2011 in Kraft getretenen Gesetz zur Förderung des Klimaschutzes bei der Entwick-

lung in den Städten und Gemeinden (BGBl. I S. 1509) wurde das BauGB zudem unter dem Aspekt 

des Klimaschutzes und des Einsatzes erneuerbarer Energien, der Energieeffizienz und der Energie-

einsparung geändert und ergänzt sowie auch durch die Novellierung 2013 inhaltlich gestärkt. Beacht-

lich ist insbesondere die vorgenommene Ergänzung der Grundsätze der Bauleitplanung (§ 1 Abs. 5 
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Satz 2 und § 1a Abs. 5 BauGB), die Erweiterungen zum Inhalt der Bauleitpläne (§§ 5 und 9 BauGB) 

und städtebaulicher Verträge (§ 11 Abs. 1 BauGB) sowie die Sonderregelungen zur sparsamen und 

effizienten Nutzung von Energie (§ 248 BauGB).  

Seit der BauGB-Novelle 2011 können im Bebauungsplan beispielsweise gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 12 

BauGB explizit Flächen für Anlagen und Einrichtungen zur dezentralen und zentralen Erzeugung, 

Verteilung, Nutzung oder Speicherung von Strom, Wärme oder Kälte aus erneuerbaren Energien oder 

Kraft-Wärme-Kopplung sowie gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 23b BauGB auch Gebiete, in denen bei der Er-

richtung von Gebäuden oder bestimmten sonstigen baulichen Anlagen bestimmte bauliche und sons-

tige technische Maßnahmen für die Erzeugung, Nutzung oder Speicherung von Strom, Wärme oder 

Kälte aus erneuerbaren Energien oder Kraft-Wärme-Kopplung getroffen werden müssen, festgesetzt 

werden. Mit der Änderung des § 11 Abs. 1 Satz 2 Nr. 4 und Nr. 5 BauGB ist weiterhin verdeutlicht 

worden, dass Gegenstand eines städtebaulichen Vertrages auch die Errichtung und Nutzung von 

Anlagen und Einrichtungen zur dezentralen und zentralen Erzeugung, Verteilung, Nutzung oder Spei-

cherung von Strom, Wärme oder Kälte aus erneuerbaren Energien oder Kraft-Wärme-Kopplung sowie 

die Anforderungen an die energetische Qualität von Gebäuden sein können.] 

Im Rahmen des vorliegenden Bebauungsplanes wird grundsätzlich eine Ausrichtung der Gebäude 

nach Süden ermöglicht, um somit eine sonnenoptimierte Bauweise bzw. die Installation von Solar- 

und Fotovoltaikanlagen zu unterstützen. Aufgenommen wurde deshalb die ausdrückliche Zulässigkeit 

der Errichtung von Solar- und Fotovoltaikanlagen auf den Dachflächen (1.2.2), da durch die Hallen-

größe auch ein gewisses effektives Potenzial für die Nutzung der Solarenergie gegeben ist. 

Weiterhin kann auf die speziellen energiefachrechtlichen Regelungen mit ihren Verpflichtungen zur 

Errichtung und Nutzung bestimmter erneuerbarer Energien verwiesen werden, die bei der Bauplanung 

und Bauausführung zu beachten und einzuhalten sind. Nach § 3 Abs. 1 des Erneuerbare-Energien-

Wärme-Gesetzes (EE-WärmeG) werden die Eigentümer von Gebäuden, die neu errichtet werden, 

etwa dazu verpflichtet, den Wärmeenergiebedarf des Gebäudes durch die anteilige Nutzung von er-

neuerbaren Energien zu decken. Im Zuge der Energieeinsparverordnung (EnEV) ist zudem sicherzu-

stellen, dass bei der Errichtung und wesentlichen Änderung von Gebäuden ein bestimmter Standard 

an Maßnahmen zur Begrenzung des Energieverbrauchs von Gebäuden einzuhalten ist. Insofern wird 

es für zulässig erachtet, hinsichtlich der Nutzung von erneuerbaren Energien sowie der Energieein-

sparung keine weitergehenden Festsetzungen in den Bebauungsplan aufzunehmen, sondern hiermit 

auf die bestehenden und zudem stetig fortentwickelten gesetzlichen Regelungen in ihrer jeweils gülti-

gen Fassung zu verweisen.  

 

 

 

13 Kosten 

Durch die Umsetzung des qualifizierten Bebauungsplanes gemäß § 30 Abs.1 BauGB entstehen der 

Stadt voraussichtlich Kosten im Bereich des Ausbaus der Erschließungsstraßen und Durchführung 

der Ausgleichsmaßnahmen.   
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14 Sonstige Hinweise für nachfolgende Verfahren und Planungsebenen 

 

Nachrichtliche Übernahme gemäß § 9 Abs.6 BauGB, Hinweise und Empfehlungen verschiedener Träger 

öffentlicher Belange, die bei nachfolgenden Planungen (Bauantrag, Bauausführung, Erschließungsplanung usw.) 

beachtet werden müssen.  
 

Deutsche Bahn AG  

Bahnübergang 

Innerhalb des Geltungsbereiches befindet sich der Bahnübergang Lich III (Bahn-km 16,038). Dieser Bahnüber-

gang soll aufgelassen werden. Nach Auskunft unseres Fachdienstes ist der lw. Weg entlang der Bahn dann nicht 

mehr zugänglich. 

Abstandsflächen  

Die Abstandsflächen gemäß LBO sowie sonstige baurechtliche und nachbarrechtliche Bestimmungen sind einzu-

halten.  

Abstimmung bei Baumaßnahmen  

Alle Baumaßnahmen entlang der Bahnstrecke müssen mit der DB Netz AG abgestimmt werden. Sollten Bauan-

träge im vereinfachten Baugenehmigungsverfahren geprüft werden, ist der Bauherr darauf hinzuweisen, dass 

eine Abstimmung mit der DB Netz AG erfolgen muss. 

Wir weisen darauf hin, dass ein privates Bauvorhaben nur genehmigt werden kann, wenn es neben den Vor-

schriften des allgemeinen (Landes-) Baurechts auch sonstige öffentliche Vorschriften (z.B. solche des Eisenbahn-

rechts) enthält und die öffentliche Sicherheit – eben auch die des Eisenbahnverkehrs – nicht gefährdet wird. 

Die späteren Anträge auf Baugenehmigung für den Geltungsbereich sind uns auf jeden Fall zur Stellungnahme 

vorzulegen. Wir behalten uns weitere Bedingungen und Auflagen vor. 

Regenrückhaltebecken 

Bei der Planung des Regenrückhaltebecken es ist sicherzustellen, dass keine Einflüsse auf den Erdkörper der 

Bahnstrecke entstehen. 

Überbauung 

Das Bahngelände darf weder im noch über dem Erdboden überbaut werden. Grenzsteine sind vor Baubeginn zu 

sichern. Sie dürfen nicht überschüttet oder befestigt werden. Erforderlichenfalls sind sie zu Lasten des Bauherrn 

neu einzumessen und zu setzen. 

Bauarbeiten 

Die Standsicherheit und Funktionstüchtigkeit der Bahnanlagen (insbesondere Bahndamm, Kabel- und Leitungs-

anlagen, Signale, Oberleitungsmasten, Gleise etc.) sind stets zu gewährleisten. 

Der Eisenbahnbetrieb darf weder behindert noch gefährdet werden. 

Vorhandene Kabel und Leitungen / Sicherung von Bahnanlagen und Leitungen 

Vor Baubeginn sind örtliche Einweisungen durch die jeweiligen Fachdienste der DB Netz AG und der DB Kom-

munikationstechnik GmbH erforderlich. 

Einsatz von Baukränen und Bauwerkzeugen  

Bei Bauausführungen unter Einsatz von Bau- / Hubgeräten (z.B. (Mobil-) Kran, Bagger etc.) ist das Überschwen-

ken der Bahnfläche bzw. der Bahnbetriebsanlagen mit angehängten Lasten oder herunterhängenden Haken 

verboten. Die Einhaltung dieser Auflagen ist durch den Bau einer Überschwenkbegrenzung (mit TÜV-Abnahme) 

sicher zu stellen. Die Kosten sind vom Antragsteller bzw. dessen Rechtsnachfolger zu tragen. 
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Einfriedung 

Der Bauherr ist angehalten, das Grundstück im Interesse der öffentlichen Sicherheit und auch im Interesse der 

Sicherheit der auf seinem Grundstück verkehrenden Personen und Fahrzeuge derart einzufrieden, dass ein ge-

wolltes oder ungewolltes Betreten und Befahren von Bahngelände oder sonstiges Hineingelangen in den Gefah-

renbereich der Bahnanlagen verhindert wird. Die Einfriedung ist vom Bauherrn bzw. seinen Rechtsnachfolgern 

laufend zu halten und ggf. zu erneuern. Die anfallenden Kosten gehen zu Lasten des Bauherrn bzw. seiner 

Rechtsnachfolger. 

Parkplätze und Zufahrt müssen auf Ihrer ganzen Länge zu Bahnseite hin mit Schutzplanken oder ähnlichem 

abgesichert werden, damit ein unbeabsichtigtes Abrollen zu Bahngelände hin in dem Fall verhindert wird. Die 

Schutzmaßnahmen sind in Abhängigkeit der Örtlichkeit festzulegen und gegebenenfalls mit Blendschutz zu pla-

nen. Die Schutzvorrichtung ist von den Bauherren oder dessen Rechtsnachfolger auf ihre Kosten laufend in 

Stand zu setzen ggf.s zu erneuern. 

Zuwegung zu den Bahnanlagen 

Der Zugang zu den Bahnanlagen muss zu jeder Zeit für Mitarbeiter des DB Konzerns und beauftragte Dritte zum 

Zwecke der Instandhaltung mit Dienstfahrzeugen sowie für Rettungspersonal mit Rettungsfahrzeugen gewähr-

leistet sein. 

Kein widerrechtliches Betreten der Bahnanlagen 

Ein widerrechtliches Betreten und Befahren des Bahnbetriebsgeländes sowie sonstiges Hineingelangen in den 

Gefahrenbereich de Bahnanlagen ist gemäß §62 EBO unzulässig und durch geeignete und wirksame Maßnah-

men grundsätzlich und dauerhaft auszuschließen. Dies gilt auch während der Bauzeit. 

Funknetzbeeinflussung 

Da Baumaßnahmen in der Nähe von Bahnanlagen den GSM-R-Funk der DB Netz AG beeinflussen könnten, ist 

die Funknetzplanung der DB Netz AG zu beteiligen. Wenden Sie sich bitte direkt an die folgende Adresse: 

  DB Netz AG 

  I.NPS 213 

  Herr Rätz 

  Kleyerstr. 25 

  60326 Frankfurt 

  send-in.fieldrequests@deutschebahn.com 

Keine Beschädigung und Verunreinigung der Bahnanlagen 

Es wird hiermit auf §64 EBO hingewiesen, wonach es verboten ist, Bahnanlagen, Betriebseinrichtungen oder 

Fahrzeuge zu beschädigen oder zu verunreinigen, Schranken oder sonstige Sicherungseinrichtungen unerlaubt 

zu öffnen, Fahrthindernisse zu bereiten oder andere betriebsstörende oder betriebsgefährdende Handlungen 

vorzunehmen. 

Haftungspflicht des Planungsträgers / Bauherrn 

Für Schäden, die der Deutschen Bahn AG aus der Baumaßnahme entstehen, haftet der Planungsträger / Bau-

herr. Das gilt auch, wenn sich erst in Zukunft negative Einwirkungen auf die Bahnstrecke ergeben. Entsprechen-

de Änderungsmaßnahmen sind dann auf Kosten des Vorhabenträgers bzw. dessen Rechtsnachfolger zu veran-

lassen. 

 

Hessen Mobil  

Solar- und Fotovoltaikanlagen, Fassadenoberflächen, Werbeanlagen und Außen- sowie Fahrzeugbeleuchtungen 

im Bereich des Plangebietes dürfen zu keiner Blendung oder Ablenkung der Verkehrsteilnehmer auf der B 4570 

und der K 166 führen.  
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Private Hinweisschilder und Werbeanlagen sind an der B 457) grundsätzlich nicht zulässig. Nötige Wegweisung 

ist mit Zustimmung von Polizei und Straßenbaulastträger aufgrund einer Anordnung der Verkehrsbehörde gemäß 

StVO auszuführen 

 

 

 

Verfahrensstand: Satzung 09/2019 

 

Lich und Wettenberg, 27.06.2019 und 25.09.2019 

 

Bearbeiter B-Plan:  Dipl.-Geograph Mathias Wolf (Stadtplaner AKH / SRL)  

(Bgr_GE LangsdorferHöhe_S.doc) 

 

 

 

 

 

Anlagen 

 Umweltbericht 

 Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag 

 Verkehrsuntersuchung 

 Schalltechnische Untersuchung  


